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I. Ausgangslage und Vorbemerkungen 

Vorliegender Bericht befasst sich mit der föderalismusrelevanten Literatur, die in der Beobachtungs-

periode 2017–2020 in Monografien, Sammelwerken, Fachzeitschriften, Online- oder sonstigen Publi-

kationen erschienen ist. Neben rechtswissenschaftlichen Studien werden auch politik-, sozial- und wirt-

schaftswissenschaftliche Beiträge miteinbezogen. 

Die folgende Analyse skizziert zunächst thematisch geordnet die wichtigsten Fragestellungen, For-

schungsthemen und Ergebnisse (II.), bevor im Rahmen einer Würdigung (III.) Schwerpunkte der Föde-

ralismusforschung der letzten vier Jahre ausgemacht werden. Das Verzeichnis der erfassten Publikati-

onen findet sich im letzten Teil des vorliegenden Berichts (IV.). 

II. Einzelne Themenbereiche  

A. Zum Schweizerischen Föderalismus im Allgemeinen  

1. Aktuelle Herausforderungen 

Insbesondere aus volkswirtschaftlicher Sicht wird der Föderalismus gelobt, da er positive Effekte auf 

die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz habe, Innovationen fördere und gute Voraussetzungen für so-

lide Staatsfinanzen bereitstelle (FELD/SCHALTEGGER 2017 sowie BURRET/SCHMID 2018). Auch begünstige 

er die Effizienz und die gesellschaftliche Stabilität (SCHALTEGGER/FREY/SCHMID 2017). Die rechtswissen-

schaftliche Literatur weist ebenfalls darauf hin, dass sich der Föderalismus in vielfältiger Weise recht-

fertigt: Beispielsweise garantiere er eine stabile Staatform und trage zur Förderung des Schutzes der 

Individualfreiheit bei (KLEY 2020). Der Schweizer Föderalismus sei lebendig und verfüge über starke 

historische Wurzeln und kräftige Glieder (SCHWEIZER, Entstehung, 2020). 

Gleichzeitig steht der schweizerische Föderalismus in gewissen Bereichen unter Druck. Zu den aus der 

Literatur ersichtlichen aktuellen Herausforderungen gehören einerseits die Zentralisierungstendenz 

und die damit verbundenen Kompetenzbeschränkungen der Kantone, welche von zahlreichen Autoren 

festgestellt werden (vgl. Ziff. II.A.2). Andererseits weisen mehrere Publikationen darauf hin, dass die 

politischen und die funktionalen Räume nicht mehr übereinstimmen (vgl. Ziff. II.B.1). Dies führt zu Fra-

gen nach mehr oder weniger grundlegenden Reformen, die über diesen Bereich hinaus auch in ande-

ren Themenbereichen wie z.B. hinsichtlich der Zusammensetzung des Ständerats oder des stärkeren 

Einbezugs der Städte und Gemeinden zur Diskussion gestellt werden (vgl. Ziff. II.A.Fehler! Verweis-

quelle konnte nicht gefunden werden.). Als weitere Herausforderung werden – wie schon in früheren 

Jahren – der Exekutivföderalismus bzw. die Machtverschiebung hin zur Exekutive betrachtet, welche 

durch die zunehmende Bedeutung der interkantonalen Konferenzen wie insbesondere der Konferenz 

der Kantonsregierungen (KdK) verstärkt wird (vgl. Ziff. II.A.3 sowie II.F). Auf diese und weitere Themen-

felder wird im Folgenden eingegangen. 

2. Zentralisierungstendenz 

Zahlreiche Autorinnen und Autoren – sei es aus dem rechts-, politik- oder wirtschaftswissenschaftli-

chen Bereich – stellen eine Zentralisierungstendenz hin zum Bund fest (vgl. etwa SCHWEIZER, Vertei-

lung, 2020; HALLER/KÖLZ/GÄCHTER 2020; WALDMANN, Perspektiven, 2020; BELSER, Föderalismuskonzep-

tion, 2020; BRÜHL-MOSER 2020; SCHMIDHEINY 2020; LUSTENBERGER 2019, VILLIGER 2019; FOGLIA 2019; 
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BONATO/RÜHLI 2019; RUTZ/CALENDO 2017; SCHALTEGGER/STUDER 2017; zum Begriff der schleichenden 

Zentralisierung siehe SCHOENENBERGER 2018). Damit verbunden sind ein Kompetenzverlust der Kantone 

und deren zunehmende Einschränkung (vgl. etwa BELSER, Föderalismuskonzeption, 2020). Teilweise ge-

ben Kantone Aufgaben von sich auf ab und teilweise erfolgt die Zentralisierung auch aufgrund der In-

ternationalisierung zahlreicher Politikbereiche (ROULET 2017). Auch durch die Ökonomisierungstenden-

zen bzw. die angestrebte wirksame und effiziente Aufgabenerfüllung kann eine zentralisierende Wir-

kung entstehen (WALDMANN, Perspektiven, 2020). Es kommt zudem vor, dass der Bund von seinen 

Kompetenzen vermehrt Gebrauch macht und diese in gewissen Bereichen stark ausstrapaziert (vgl. 

etwa LUSTENBERGER 2019; MOECKLI 2020 für den Bereich der inneren Sicherheit oder PETITPIERRE-SAUVAIN 

2019 für den Bereich der Lotterien und Wetten). Der Bund nimmt gemäss einigen Autorinnen und 

Autoren auch immer stärkeren Einfluss auf den Vollzug (FELD/SCHALTEGGER 2017 sowie HAL-

LER/KÖLZ/GÄCHTER 2020). VON WYSS (2019) etwa stellt fest, dass sich der Schweizer Föderalismus zuneh-

mend zu einem Vollzugsföderalismus wandle. Durch die Zunahme der Vorgaben im Bundesrecht ver-

ringern sich die Handlungsspielräume der Kantone (z.B. im Bereich der Lotterien und Wetten: PETIT-

PIERRE-SAUVAIN 2019). Es wird bemängelt, dass zwar Lobreden auf den Föderalismus gemacht würden, 

gleichzeitig aber im politischen Alltag eine Zentralisierung erfolge (SCHALTEGGER/SCHMID 2017).  

Die Zentralisierung zeige sich insbesondere im Bereich der Gesetzgebung (MUELLER/DARDANELLI 2017; 

DARDANELLI 2017) bzw. der Rechtsvereinheitlichung (MARTI, Vergleich, 2020). In verschiedenen Berei-

chen wie beispielsweise dem Justizvollzug (BRÄGGER/ZANGGER 2020), dem Bildungs- (BREITENMOSER 

2020), Ausländer- (UEBERSAX/ACHERMANN 2018) oder dem Vergaberecht (WASER 2020) werden Tenden-

zen zu einer (Rechts-)Vereinheitlichung ausgemacht. Im Bereich der Steuern etwa sei der Wettbewerb 

durch die Zentralisierung gedämpft worden (SCHMIDHEINY 2020). Gleichzeitig werden indessen vorhan-

dene kantonale Autonomiebereiche in fiskalischer (und administrativer) Hinsicht hervorgehoben (DAR-

DANELLI/MÜLLER 2019).  

Gewisse Autorinnen und Autoren – wie etwa GERNY (2018) für den Bereich der Strafverfolgung – sehen 

die Kantone in der Pflicht, tätig zu werden, um eine fortschreitende Kompetenzübertragung auf den 

Bund zu verhindern. Dies könne etwa durch gesamtschweizerische Vereinbarungen geschehen (WALD-

MANN, Zusammenarbeit, 2020). Eine interkantonale Harmonisierung oder eine vermehrte Zusammen-

arbeit zwischen den Kantonen oder zwischen den Bund und Kantonen wird in verschiedenen Bereichen 

gefordert (vgl. STÖCKLI/MAIER 2019 für den Bereich der Prämienverbilligung; DUVILLARD 2019 für den 

Bereich der inneren Sicherheit; LAUBER/MEDVED 2019 für den Bereich der Terrorismusbekämpfung). In 

mehreren sachspezifischen Politikbereichen werden zudem verschiedene Umsetzungsmöglichkeiten 

wie Konkordate, besondere Verfahren oder gemeinsame Gerichtsbehörden erwähnt (z.B. MARGRAF 

2019 in Bezug auf steuerliche Vorbescheide; STADELMANN/KÖNIG 2019 in Bezug auf die Rechtsmittelor-

dnung bei interkantonalen Doppelbesteuerungen; BRÄGGER/ZANGGER 2020 in Bezug auf den Straf- und 

Massnahmenvollzug oder WULZ 2020 in Bezug den präventiven Umgang mit Naturgefahren). 

Auffällig ist, dass insbesondere Autorinnen und Autoren, die sich mit einem einzigen Rechtsgebiet be-

fassen, oftmals geneigt sind, einheitliche Lösungen zu bevorzugen oder die Kompetenzverlagerung hin 

zum Bund zumindest als eine valable Möglichkeit erachten (siehe etwa MARTI, Justiz, 2017 zu einem 

Rahmengesetz des Bundes im Bereich der Gerichtsgebühren; ZUFFEREY 2017 zu einer Grundsatzgesetz-

gebung des Bundes im Bereich der Erdbebenversicherung; GUYAN 2018 für einheitliche Vorgaben des 

Bundes für elektronisch publizierte Gerichtsentscheide; WIZENT 2018 für ein homogeneres System bei 
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der Rückerstattung von Sozialhilfe; LIEDHEGENER 2019 zu einem Rahmengesetz des Bundes im Bereich 

der Religion; Marti 2019 zu einer Harmonisierung des Einwohnerkontroll- und -meldewesen; REYMOND 

2019 zu einer Vereinheitlichung der strafrechtlichen Mediation im Jugendstrafrecht; SCHUPPLI 2019 

zum Erlass eines Bundesgesetzes über private Sicherheitsdienste oder FINGER 2019 für ein zentrales 

Mobilitätsamt).  

In anderen Bereichen wie im Bereich des Grund- und Menschenrechtsschutzes ist gemäss mehreren 

Autoren eine Zentralisierung wünschbar (BREITENMOSER 2020; KIENER 2019; vgl. auch UEBERSAX/ACHER-

MANN 2018), da in diesem Bereich aufgrund kantonaler Unterschiede eine beschränkte Rechtsgleich-

heit bestehe (MARTI, Vergleich, 2020). Indessen müssten eine «gewisse Uneinheitlichkeit und allenfalls 

auch Entwicklungsverzögerungen» in einem föderalen System zugunsten einer besseren Akzeptanz 

hingenommen werden (MARTI, Vergleich, 2020). 

In anderen Publikationen wird explizit eine Kompetenzverschiebung zum Bund nicht als erste Lösung 

oder überhaupt als nicht nötig erachtet (WYTTENBACH 2017 z.B. sieht in Bezug auf die Umsetzung von 

Menschenrechtsübereinkommen die Zentralisierung als letzte Lösung; vgl. auch ABEGG/DÖRIG 2019 

zum nicht notwendigen Erlass eines Bundesgesetzes für den Untergrund; DEMARTINI/KOLLER 2019 zur 

Ablehnung einer vollständigen Vereinheitlichung bei strafrechtlichen Sanktionen oder MEYER/KRÄHEN-

BÜHL/MEIER 2020 zur nicht notwendigen Vereinheitlichung der Digitalisierung im Bereich des Handels-

registers aus IT-Sicht). Andere Publikationen fordern gar eine stärkere Regionalisierung (DÜMM-

LER/BONATO 2020 für die Agrarpolitik) oder heben positiv hervor, dass keine Zentralisierung erfolgt ist 

(COSANDEY 2019 für den Bereich der Ergänzungsleistungen). 

3. Internationalisierung 

Die Internationalisierung zahlreicher Politikbereiche beeinflusst sowohl das nationale, das kantonale 

wie auch das kommunale Recht und setzt den Föderalismus unter Druck (siehe etwa BREITENMOSER 

2020; BRÜHL-MOSER 2020; HALLER/KÖLZ/GÄCHTER 2020; LUSTENBERGER 2019). Sie führt zu einer Rechtsver-

einheitlichung (siehe oben sowie etwa BREITENMOSER 2020) und die Kantone sowie die Gemeinden wer-

den selbst in ihren eigenen Zuständigkeitsbereichen zunehmend durch Vorgaben des Europa-, Völker- 

und Bundesrechts bestimmt (BREITENMOSER 2020; LUSTENBERGER 2019). Gemäss BELSER/MAZIDI (2018) 

sind die nationalen und internationalen Verfahren zur Durchsetzung des Völkerrechts nicht durchwegs 

aufeinander abgestimmt und Reibungsverluste zwischen Völker- und Landesrecht sollten durch neue 

Formen der mehrstufigen Koordination abgebaut werden. Der Einfluss des internationalen Rechts auf 

das Schweizer Recht und die bundesstaatliche Kompetenzordnung wurden in verschiedenen Studien 

vertieft untersucht, so etwa im Umweltrecht (MONTAVON/VOLLERY 2017 zur Umsetzung der Aarhus-Kon-

vention), im Bildungs- und Schulrecht (BREITENMOSER 2020; EHRENZELLER 2020) oder zur Frage der Ver-

einbarkeit der kantonalen Gebäudeversicherungsmonopole mit der Beihilfe-Regelung der EU (vgl. MO-

SER/ZIEGLER 2019 sowie ZIEGLER/MOSER 2019). Die föderale Steuerpolitik wird durch internationale Mas-

snahmen ebenfalls tangiert (SCHMIDHEINY 2020). Auch im Bereich internationaler Menschenrechtsüber-

einkommen kann die föderale Ordnung herausgefordert werden (vgl. WYTTENBACH 2017). In spezifi-

schen Bereichen wird denn auch festgestellt, dass gewisse kantonale Regelungen nicht mit den inter-

nationalen Verpflichtungen der Schweiz übereinstimmen (GRODECKI 2020 zum Ausschluss von bevor-

mundeten Personen vom Wahlrecht oder Kiener 2019 zu polizeilichen Zwangsmittel oder zum Justiz-
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vollzug). KIENER (2019) weist diesbezüglich auf das Spannungsfeld zwischen den Vorgaben des überge-

ordneten Rechts (einschliesslich des Völkerrechts) und dem Recht auf Selbstgesetzgebung und Selbst-

verwaltung der Kantone hin (vgl. dazu auch WYTTENBACH 2017 sowie MARTI, Vergleich, 2020). 

4. Verflechtungsdynamik 

Der Multilevel-Governance-Ansatz (Teilung der Verantwortlichkeit für eine Aufgabe zwischen verschiede-

nen Staatsebenen und Involvierung verschiedener Akteure in die Aufgabenerfüllung) hat zunehmend an 

Bedeutung gewonnen (STEINER 2020). Die Aufgabenverflechtung zwischen Bund und Kantonen sowie 

die dadurch entstehenden Verbundfinanzierungen werden in der Literatur währenddessen kritisch 

gewürdigt. Beanstandet wird insbesondere die Verwischung von Verantwortungen (FELD/SCHALTEGGER 

2017; WALDMANN, Perspektiven, 2020; vgl. auch BURRET/SCHMID 2018; WÜRTH 2018; BRÜHL-MOSER 2020). 

Zudem würde diese Verflechtungsdynamik die Zentralisierungstendenzen verstärken (WALDMANN, Per-

spektiven, 2020). Auch durch das Instrument der Programmvereinbarung werde die Verflechtungs-

problematik aktuell (MATTHYS 2018). In einzelnen Bereichen wie der individuellen Prämienverbilligung 

(ROTHER 2017) oder im Gesundheitsbereich (WÜRTH 2018) wurde diese Verflechtungsproblematik ge-

nauer analysiert. 

5. Hohe Komplexität 

Der Föderalismus kann zu komplexen Lösungen führen, wie aus einigen Beiträgen hervorgeht. Bei-

spielsweise stellt er hohe Anforderungen an die Rechtsetzung (JAAG 2020) und in gewissen Bereichen 

besteht ein komplexes Zusammenspiel von Normen auf verschiedenen Ebenen (SEITZ 2018 für den 

Asylbereich; vgl. auch UHLMANN 2020). Im Bildungsbereich wird auch von einer «Komplexitätsfalle» 

gesprochen (EHRENZELLER, Bildungsraum, 2018 sowie EHRENZELLER 2020). Auch im Zusammenhang mit 

E-Gerichten beispielsweise stellt DE MOARES SOUSA (2020) infolge der Vielzahl von Interessengruppen 

und des notwendigen Konsenses eine Komplexität bei der Entwicklung und Umsetzung von umfassen-

den Innovationen fest. 

6. Exekutivföderalismus 

Mehrere Autorinnen und Autoren stellen eine durch den kooperativen Föderalismus begünstigte 

Machtzunahme der Exekutivbehörden fest, was verbreitet auch als «Exekutivföderalismus» bezeich-

net wird (siehe etwa EHRENZELLER 2020; WALDMANN, Zusammenarbeit, 2020; LUSTENBERGER 2019). Ge-

mäss EHRENZELLER (2020) führt der kooperative Föderalismus in einem hohen Mass zu einem Exekutiv-

föderalismus (vgl. dazu auch Ziff. II.F). In diesem Zusammenhang wird häufig die Konferenz der Kan-

tonsregierungen (KdK) erwähnt, welche informell Einfluss auf die Bundespolitik nimmt (vgl. etwa VAT-

TER, Asymmetrien, 2017 oder SCHNABEL 2020). Durch die KdK würden einerseits zwar die Regierbarkeit 

im föderalen System erleichtert (NUSPLIGER 2019) und weitere Zentralisierungen verhindert (WALD-

MANN, Zusammenarbeit, 2020). Zudem habe die intergouvernementale Zusammenarbeit eine verbes-

serte Qualität der Entscheide und des Vollzugs zur Folge (BELSER, Föderalismuskonzeption, 2020) und 

es könnten effiziente Lösungen gefunden sowie Synergien genutzt werden (KOLLBRUNNER 2018). Ande-

rerseits würden durch die interkantonalen Konferenzen neue Verflechtungen entstehen (SCHALTEG-

GER/WINISTÖRFER/FÄSSLER 2017) und die Transparenz nehme ab (WALDMANN, Zusammenarbeit, 2020). 

Die Machtzunahme der Exekutiven erfolge mit einer gleichzeitigen Schwächung der Kantonsparla-

mente (MARTENET 2020; LUSTENBERGER 2019; VON WYSS 2019), wodurch das Demokratieprinzip einge-

schränkt werde (vgl. aber EHRENZELLER 2020 für den Bildungsbereich). Als Lösungsvorschlag wird die 
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Errichtung einer interkantonalen Legislativkonferenz angeregt, wobei in der Westschweiz bereits eine 

interkantonale Kommission der Kantone im Bereich der Rechtsetzung und interkantonalen Zusammen-

arbeit eingerichtet wurde (VON WYSS 2019). 

7. Spannungsverhältnis zur Demokratie  

Der Föderalismus und die Demokratie stehen in einem Spannungsverhältnis zueinander (siehe etwa 

DARDANELLI 2017 oder KLEY 2020). Oftmals geniesse die Demokratie trotz der Gleichwertigkeit der bei-

den Prinzipien Vorrang (BELSER, Föderalismuskonzeption, 2020). Die Demokratie hat gemäss KLEY 

(2020) zur Förderung des Zentralismus beigetragen. Gleichzeitig kann der Föderalismus zu Defiziten 

bei der Demokratie führen (SCHWEIZER, Entstehung, 2020). Das Verhältnis zwischen Demokratie und 

Föderalismus ist allerdings nicht statisch, sondern flexibel und muss stetig ausbalanciert werden (BEL-

SER, Föderalismuskonzeption, 2020; BENZ 2020). Diese Balance kann gemäss BENZ (2020) durch einen 

politischen Pragmatismus und durch die Einrichtung lose gekoppelter Strukturen erreicht werden. 

Die Kantone können ihr demokratisches System selbst festlegen und dementsprechend gibt es ver-

schiedene kantonale Demokratiekonzeptionen (BRÜHLMEIER 2020; vgl. zu den Anforderungen an die 

demokratische Ausgestaltung in den Kantonen STAUFFER VON MAY 2018). Auch die Gemeinden kennen 

verschiedene Demokratiekonzeptionen, wobei hier die grundsätzlichste Unterscheidung die Ausgestal-

tung der Legislativfunktion (Versammlungssystem oder Gemeindeparlament) ist (LADNER 2020). Die di-

rekte Demokratie ist in den Schweizer Kantonen stark verankert (BERGAMIN/SCHMITT 2020). Das Stimm-

verhalten bei kantonalen Abstimmungen (SCHMITT 2018) oder die Auswirkungen des veränderten 

Wahlverhaltens in einem Kanton auf andere Kantone bzw. auf die Bundesebene (BOCHSLER 2018; BOCHS-

LER 2019) bildeten bereits Gegenstand von Untersuchungen. Auch die Mitwirkung und der Einbezug 

von Jugendlichen in der Demokratie auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene, u.a. durch Jugend-

parlamente, wurde untersucht (BUCHER 2019). BOCHSLER (2017) hat in seiner Studie eine abnehmende 

Bedeutung der Politik auf kantonaler Ebene festgestellt und LADNER (2018) konstatierte auf kantonaler 

und kommunaler Ebene eine tiefere Wahlbeteiligung als auf Bundesebene (vgl. zu diesem Bereich auch 

die Ausführungen zu den politischen Rechten weiter unten in Ziff. II.D.2). 

8. Weiterentwicklung des Föderalismus 

Zahlreiche Autorinnen und Autoren stellen einen Reformbedarf des Föderalismus fest (vgl. zum Re-

formbedarf insgesamt z.B. FOGLIA 2019; SCHWEIZER, Entstehung, 2020; WALDMANN, Perspektiven, 2020), 

während einzelne Autorinnen und Autoren grundlegende Reformen nicht als notwendig erachten, son-

dern für eine stärkere Beachtung der bestehenden Grundsätze wie das Subsidiaritätsprinzip und die 

fiskalische Äquivalenz plädieren (so etwa BURRET/SCHMID 2018). Mehrere Autorinnen und Autoren for-

dern denn auch, dass die föderalistischen Grundsätze bzw. insbesondere das Subsidiaritätsprinzip und 

die fiskalische Äquivalenz stärkere Beachtung finden müssten (BURRET/SCHMID 2018; CRAMERI 2019 so-

wie FELD/SCHALTEGGER 2017; vgl. auch BRUNNER/HAUSER/VON BÜREN 2019). SCHWEIZER (Verteilung, 2020) 

weist zudem auf die Wichtigkeit der Einhaltung der Grundsätze in Art. 45 und Art. 46 BV hin.  

Der Föderalismus muss gemäss EGLI (2020) stets neu durchdacht werden. Zudem wird eine hohe Flexi-

bilität im Bereich der föderalen Strukturen als notwendig erachtet (vgl. EHRENZELLER 2020 sowie SCHNEE-

BERGER 2018). Aufgrund der unterschiedlichen politischen und funktionalen Räume (vgl. Ziff. II.A.1) wer-

den auch Gebietsreformen bzw. eine Neuaufteilung der Kantone vorgeschlagen (STALDER 2017 etwa 
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schlägt 12 Kantone vor; vgl. dazu auch LÜTHI 2017; FOGLIA 2019; WALDMANN, Perspektiven, 2020). Mög-

lich ist es auch, die Kantone nur in spezifischen Bereichen wie z.B. dem Gesundheitsbereich in Gross-

regionen aufzuteilen (vgl. COSANDEY 2020). Beim Ausbau der Bahninfrastruktur wurde dies beispiels-

weise bereits gemacht und die Kantone wurden in sechs Planungsregionen eingeteilt (siehe RE-

MUND/MAYOR 2019). Als Alternative zu Gebietsreform schlagen andere die Einführung einer vierten 

Staatsebene vor (vgl. z.B. BÖSCH 2017 oder LADNER/DESFONTAINES MATHYS 2019). 

Darüber hinaus werden die mangelnden Mitwirkungsmöglichkeiten der Kantone kritisiert (siehe etwa 

EGLI 2020). Diese könnten beispielsweise durch die Schaffung entsprechender gesetzlicher Grundlagen 

bei der Planung und Organisation der Vorentwürfe für Bundesgesetze und in der parlamentarischen 

Phase systematischer einbezogen werden oder es könnte eine verpflichtende Standesinitiative einge-

führt werden (EGLI 2020; vgl. dazu auch Ziff. II.G). 

Ebenfalls im Gespräch ist eine allfällige Reform des Ständerats (siehe MÜLLER/VATTER 2020 sowie VAT-

TER 2020). Da Parteiinteressen inzwischen wichtiger geworden seien, würde die kantonale Mitwirkung 

auf Bundesebene nicht mehr durch den Ständerat gewährleistet (SCHNABEL 2020). VATTER (2018) be-

trachtet auch die Privilegien der ehemaligen Sonderbundkantone kritisch. Als Reformvorschläge wer-

den etwa die Besetzung des Ständerats mit Exekutivmitgliedern aus den Kantonen (SCHOENENBERGER 

2018; vgl. auch MÜLLER/VATTER 2020), die Einführung des Proporzwahlsystems bei den Ständeratswah-

len oder mehrere weitere Varianten wie etwa die Einführung eines Minderheiten- und Zukunftsrats als 

zweite Parlamentskammer genannt (VATTER 2020). 

Eine Reform des Ständemehrs ist gemäss BELSER (2020) und LINDER (2020) ebenfalls möglich. Dabei 

könnten alle Halbkantone eine Stimme oder die bevölkerungsreichsten Kantone mehr Stimmen erhal-

ten (BELSER, Föderalismuskonzeption, 2020). LINDER (2020) schlägt die Einführung eines doppelten 

Mehrs bei Volksabstimmungen vor; demgemäss würde bei ungleichem Volks- und Ständemehr das 

stärkere Mehr als gültig erklärt, wobei beide Ergebnisse vorgängig in Prozent ausgedrückt werden 

müssten. 

Ferner wird der fehlende gerichtliche Schutz von föderalistischen Anliegen der Kantone als ein Defizit 

umschrieben (EGLI 2020; SCHWEIZER, Entstehung, 2020; vgl. auch WALDMANN, Perspektiven, 2020). Ge-

mäss WALDMANN (2020) könnten einklagbare Ansprüche aus dem Subsidiaritätsprinzip eingeführt wer-

den (vgl. aber UHLMANN 2017, gemäss dem die Justiziabilität der föderalistischen Grundsätze bereits 

möglich ist). Ein Anliegen, das in diesem Zusammenhang in der juristischen Literatur häufig hervorge-

bracht wird, ist die Einführung der Verfassungsgerichtsbarkeit gegenüber dem Bundesgesetzgeber 

(BELSER, Föderalismuskonzeption, 2020; EGLI 2020; MARTI 2017; MARTI, Verfassungsrecht, 2020; SCHWEI-

ZER, Verteilung, 2020; vgl. auch WALDMANN, Perspektiven, 2020). 

VON WYSS (2019) sieht die Einführung einer interkantonalen Legislativkonferenz als offene, dynamische 

Idee für den schweizerischen Föderalismus. 

Einige Autorinnen und Autoren monieren den ungenügenden Einbezug der untersten Staatsebene 

bzw. der kommunalen Ebene und der Städte im föderalistischen System und fordern eine entspre-

chende Stärkung (LUSTENBERGER 2019). Abhilfe schaffen könnten ein Gemeindereferendum (LINDEG-

GER/MÜLLER 2017; SCHOENENBERGER 2018) oder die Einführung einer halben Standesstimme für Städte 

(EBNÖTHER/LENNART 2019). 
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Gemäss WALDMANN (Perspektiven, 2020) ist insgesamt entweder eine Weiterführung und Vertiefung 

der bestehenden Reformansätze denkbar (wie die Verstärkung der Zusammenarbeit, Gemeindefusi-

onen, Verstärkung der Mitwirkung der Kantone an der Willensbildung des Bundes, Korrekturen und 

Feinanpassungen bei einzelnen Aufgaben oder beim Finanz- und Lastenausgleich oder auch eine Stär-

kung der Kantone z.B. durch die Einführung der Verfassungsgerichtsbarkeit) oder es werden grundle-

gende Reformen anvisiert (wie die Einführung von Grosskantonen oder von suprakantonalen Hoheits-

träger sowie die Gewichtung Standesstimme je nach Bevölkerungsgrösse). Für umfassende und tief-

greifende Reformen erachtet WALDMANN (Perspektiven, 2020) den politischen «Leidensdruck» aller-

dings derzeit als zu tief. In diese Richtung tendieren auch BRÜLHART/SCHMIDHEINY (2019) sowie ARNOLD 

(2019), die dafürhalten, dass föderale Reformen als längerer Prozess mit mehreren Schritten und nicht 

als Gesamtpaket durchgeführt werden sollten. 

Als weitere Herausforderungen werden der nationale Zusammenhalt bzw. die Vereinigung von Stadt 

und Land (SCHNEEBERGER 2018), die rückläufige Verbundenheit Bevölkerung mit Föderalismus (BUR-

RET/SCHMID 2018), die Digitalisierung und das Milizprinzip (LADNER 2020) sowie die zentralistische Mei-

nungsbildung politischer Parteien (VON WYSS 2020) genannt. 

B. Territoriale Struktur – Regionen, Agglomerationen, Städte und Gemeinden 

1. Politische und funktionale Räume 

Mehrere Autoren wie VATTER (Asymmetrien, 2017), KÜBLER (2017), VATTER (2018) oder auch NUSPLIGER 

(2019) weisen darauf hin, dass politische und funktionale Räume nicht mehr übereinstimmend sind. 

Die Kantone sind gemäss WALDMANN (2017) zu kleine Politikräume und auch VATTER (2018) weist auf 

die föderale Kleinräumigkeit sowie auf unübersichtliche Formen interkantonaler Zusammenarbeit hin. 

Der Bund fördert zwar funktionale Räume, aber politisch sei dies nicht verankert (KOLLBRUNNER 2018). 

Als Lösungsvorschläge nennen BELSER (2017) und KÜBLER (2017) die überregionale Zusammenarbeit. 

Gemäss KÜBLER (2017) ist auch eine Veränderung der Grenzen denkbar. Diesbezüglich schlägt etwa 

STALDER (2017) eine Schweiz mit nur noch 12 Kantonen vor (vgl. dazu bereits oben Ziff. II.A.8). Als Al-

ternative zu solchen Gebietsreformen kommen etwa eine verstärkte Zusammenarbeit oder die Auftei-

lung der Kantone in gewissen Sachgebieten infrage (vgl. oben Ziff. II.A.8). Auch die Einführung einer 

vierten Staatsebene oder ein einfacherer Kantonswechsel von Gemeinden werden vorgeschlagen 

(BÖSCH 2017). LYNER (2019) hält dafür, dass eine Stärkung der Governance in funktionalen Räumen er-

folgen müsse, da Herausforderungen der demografischen und digitalen Entwicklung in Zukunft nur via 

administrativer und sektoralpolitischer Grenzen hinweg begegnet werden könne.  

MÜLLER-JENTSCH (2020) weist zudem spezifisch auf die notwendige Stärkung und Weiterentwicklung 

von Haupt- bzw. Zentrumstälern hin. 

2. Kantonsterritorien 

TIEFENTHAL (2017) befasst sich mit dem rechtlichen Vorgehen bei Bestandes- und Gebietsänderungen 

der Kantone (vgl. dazu auch MAISSEN 2017), während SIROKY ET AL. (2017) zentrale Faktoren aufzeigen, 

welche Sezessionsbestrebungen begründen. MÄDER (2019) hat die rechtlichen Voraussetzungen bei 

einem Kantonswechsel einer Gemeinde untersucht, während sich GLASER/ZUBLER (2019) spezifisch mit 

dem Kantonswechsel der Gemeinde Moutier befasst haben. Im Zusammenhang mit der Kantonszuge-

hörigkeit von Moutier hat KREIS (2019) als Alternative zur Durchführung einer Volksabstimmung die 
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Prüfung alternativer Lösungen wie die Neugestaltung der untersten Staatsebenen oder die Einführung 

eines doppelten Gemeindepräsidiums vorgeschlagen. 

3. Gemeindewesen und -fusionen 

Die Gemeindefusionen dienen gemäss KAPPELER (2018) der Handlungsfähigkeit der Gemeinden. Aller-

dings nimmt gemäss KOCH/ROCHAT (2017) die Wahlbeteiligung nach Gemeindefusionen ab. Zudem stel-

len SCHALTEGGER/STUDERUS (2017) fest, dass Fusionen kaum Spareffekte nach sich ziehen. Gemäss HOF-

MANN/ROTHER (2019) hat auch die grosse Gemeindestrukturreform im Kanton Glarus nicht zu übermäs-

sigen Einsparungen geführt; einen grösseren Einfluss brachte vielmehr die Reorganisation der Aufga-

ben und Verantwortlichkeiten zwischen Kanton und Gemeinden (HOFMANN/ROTHER 2019). 

Mit den Gemeindeparlamenten bzw. -versammlungen setzten sich insbesondere LADNER (2019; 2020), 

LADNER/HAUS (2019), ROCHAT (2019; 2020) sowie STREBEL (2019) auseinander. 

4. Die Rolle der Gemeinden, Städte und Agglomerationen im föderalen Gefüge 

Wie bereits erwähnt, wird in der föderalismusrelevanten Literatur verbreitet moniert, dass die Städte 

von Bund und Kantonen zu wenig einbezogen werden (WALDMANN 2017 mit einer Übersicht, JUNOD 

2017; vgl. auch LADNER 2018). Dies zeige sich beispielsweise auch dadurch, dass die Kernstädte beim 

Finanzausgleich gemäss JAGGI (2017) zu wenig berücksichtigt werden und die Position der Städte in der 

Aussenpolitik gemäss TSCHIRREN (2018) nur ungenügend zum Ausdruck komme. Gemäss BELLANGER 

(2020) finden die Gemeinden auch zu wenig Erwähnung in der Bundesverfassung.  

CRAMERI (2019) hat festgestellt, dass die Gemeindeautonomie der Bündner Gemeinden noch zeitge-

mäss und v.a. im Infrastrukturbereich ausgeprägt ist. Die Bündner Gemeinden nutzen ihre Autonomie 

und setzen individuelle Lösungen um (CRAMERI 2019). 

C. Multikulturalität und Minderheitenschutz  

1. Allgemein 

Sowohl VATTER (2017 und 2018) wie auch SCHWEIZER (2020) haben einen mangelhaften Schutz von Min-

derheiten im föderalen System der Schweiz festgestellt (vgl. auch BELSER, Minderheitenschutz, 2020). 

VATTER (2017 und 2018) nennt als Beispiele für ungenügend geschützte nicht-territoriale Minderheiten 

die ausländische Bevölkerung sowie für territoriale Minderheiten die Romandie oder das Tessin wie 

auch Bewohnende urbaner Städte, welche ebenfalls über keinen besonderen Schutz verfügen würden. 

Gemäss SCHWEIZER (2020) gibt es keine Garantie, dass sprachliche oder gesellschaftliche Minderheiten 

geschützt werden. BELSER (2020) weist für den sprachlichen Minderheitenschutz indessen auf Art. 70 

Abs. 2 BV hin. Sie hält dafür, dass der Föderalismus als bewährter Schutzmechanismus gilt, wenn eine 

regionale oder lokale Mehrheit geschützt werden soll. Sei die nationale Minderheit zerstreut, könne 

sich der Föderalismus allerdings sogar nachteilig auswirken (BELSER, Minderheitenschutz, 2020). Für 

den Schutz von Minderheiten wie z.B. ausländischen Staatsangehörigen in der Schweiz kann die Recht-

sprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) eine schützende Rolle einnehmen (HERTIG 

RANDALL 2020). 
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Erwähnt werden kann an dieser Stelle zudem die Studie von MUELLER/BÜHLMANN/ZUBER (2019), nach 

der die Zuteilungsmethode des dem Berner Jura garantierten Regierungsratssitzes eine fast ideale Mi-

schung zwischen Minderheitenschutz und Respektierung des Mehrheitswillens darstellt. 

2. Religionsgemeinschaften 

Mit den religiösen Minderheiten und dem Föderalismus hat sich insbesondere KURT (2018) auseinan-

dergesetzt. Bei der Zunahme der religiösen Vielfalt stosse der Minderheitenschutz im föderalistischen 

System der Schweiz in diesem Bereich an seine Grenzen (KURT 2018). 

Die Religionspolitik ist gemäss LIEDHEGENER (2019) für alle Staatsebenen aktuell – es würden während-

dessen v.a. Lösungen nach Mehrheitsentscheiden gefällt und konsensuale Politiken wie z.B. die von 

Vertretungen der Kantone, Städte und zehn Religionsgemeinschaften unterzeichnete «Schaffhauser 

Erklärung» seien selten (LIEDHEGENER 2019). REBER (2020) hat sich mit der Regelung der Anerkennung 

und der kantonalen Unterstützung der anerkannten Kirchen und Religionsgemeinschaften befasst und 

die religionsrechtlichen Regelungen in den Kantonen untersucht. Er hält dafür, dass sich die staatliche 

Unterstützung auch für nicht-anerkannte Kirchen und Religionsgemeinschaften öffnen sollte. Auch 

hat REBER zusammen mit ANARCHAOU (REBER/ANARCHAOU 2020) einen Vergleich der religionsrechtlichen 

Systeme der Kantone vorgenommen. Einige Beiträge des Sammelbands von PAHUD DE MORTANGES 

(2020) setzen sich zudem mit den Entwicklungen in den Kantonen (z.B. Zürich, Genf oder St. Gallen) im 

Religionsbereich auseinander. 

3. Mehrsprachigkeit (in) der Schweiz 

Die Mehrsprachigkeit in der Schweiz gibt immer wieder zu Untersuchungen Anlass: GLASER (2020) hat 

sich mit der Mehrsprachigkeit in den Kantonen befasst und die entsprechenden Grundlagen analysiert. 

STOJANOVIC (2017) hat zudem u.a. die Vertretung der sprachlichen Minderheiten in den politischen Or-

ganen der offiziell mehrsprachigen Kantone untersucht. Zudem haben KÜBLER/KOBELT/ZWICKY (2020) die 

Vertretung der vier Sprachgemeinschaften in der Bundesverwaltung beleuchtet, während MÜLLER 

(2019) die sprachliche Vielfalt in den Plenardebatten des Parlaments analysiert hat. Er hat festgestellt, 

dass im Nationalrat Reden auf Französisch leicht überrepräsentiert, während im Ständerat Reden auf 

Deutsch klar überrepräsentiert sind. Italienisch und Rätoromanisch seien in beiden Räten deutlich un-

tervertreten (MÜLLER 2019). Gemäss VATTER (2018) haben neuere Entwicklungen wie die abnehmende 

Bedeutung der Konfessions- und Klassenkonflikte oder das «sprachlich segmentierte» Mediensystem 

die Sprachgemeinschaften gestärkt. 

Der spezifische Stellenwert der italienischen Sprache in der Schweiz wurde ebenfalls begutachtet: So 

hat STOJANOVIC (2017) eine Analyse der Vertretung der italienischsprachigen Minderheit in der Politik 

vorgenommen und EGGER (2019) hat sich mit den Besonderheiten der italienischen Sprache auf Bun-

desebene befasst. EGGER (2020) ist zudem auf das Fehlen von italienischsprachigen Personen in den 

Gesetzgebungskommissionen und auch auf die neue italienische Übersetzung des Gesetzgebungsleit-

fadens zugunsten der Förderung der Gesetzgebung in italienischer Sprache eingegangen. 

Auch im Schulbereich wurde die Sprachenvielfalt diskutiert. Durch die Bündner Fremdspracheninitia-

tive etwa ist gemäss BURRI (2017) zwar die Autonomie der Kantone gewahrt geblieben, dies aber auf 

Kosten des Minderheitsschutzes. VATTER (2018) hat festgestellt, dass die Harmonisierung des Schulun-

terrichts eine verstärkte Repolitisierung des Sprachkonflikts ausgelöst hat. Im Zusammenhang mit der 
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Harmonisierung des Schulunterrichts gab das gemeinsame Lehrmittel «Milles feuilles» Anlass zu Kritik 

(vgl. WIEDENKELLER/LENZ/STUDER 2019). 

Im Bereich der Gerichte wird der Mehrsprachigkeit gemäss GARRÉ (2019) zu wenig Rechnung getragen: 

Eigentlich müsste bei der Auslegung eine Berücksichtigung aller Amtssprachen erfolgen, aber in der 

Praxis würden dem nicht alle kantonalen Gerichte nachgehen. 

4. Die Rumantschia 

BISAZ ET AL. (2019) haben eine mittelfristig mögliche existenzielle Bedrohung der rätoromanischen 

Sprache festgestellt. Diese werde durch die deutsche Sprache zurückgedrängt. Sie empfehlen die För-

derung von Bildungsangeboten, die Stärkung der Mehrsprachigkeit der Verwaltung sowie die Prüfung 

der Governance des Kantons Graubündens und des Bundes (BISAZ ET AL. 2019). 

5. Nicht-territoriale Minderheiten 

Wie bereits erwähnt, wird bei den nicht-territorialen Minderheiten wie z.B. für die ausländische Wohn-

bevölkerung oder die Fahrenden ein ungenügender Schutz beanstandet (siehe etwa VATTER, Asymmet-

rien, 2017 oder SCHWEIZER, Entstehung, 2020). Dabei kann die Rechtsprechung des Gerichtshofs der 

Europäischen Union (EuGH) einen gewissen Schutz garantieren (HERTIG RANDALL 2020). 

D. Aufgaben- und Kompetenzverteilung 

1. Allgemein 

Die verfassungsrechtliche Aufgabenteilung sieht SCHWEIZER (Verteilung, 2020) als «Dauerbaustelle». 

Diese Aussage ist zutreffend, da die Kompetenzordnung sowohl durch Verfassungsänderung wie auch 

durch die (behördliche und richterliche) Auslegung bestehender Kompetenznormen weiterentwickelt 

wird. Dies zeigt sich auch durch die zahlreichen Publikationen in den vergangenen vier Jahren in diesem 

Bereich. 

In der Berichtsperiode gab es mehrere Publikationen, die sich mit der Einhaltung der verfassungsmäs-

sigen Kompetenzverteilung befassten: So hat etwa MOHLER (Sozialdetektive, 2020) geprüft, ob eine 

Bundesregelung für Sozialdetektive verfassungsmässig ist, oder BERGAMIN/HÖCHNER/MINDER (2019) ha-

ben sowohl Bundesvorlagen wie auch ein kantonales Rechtsetzungsprojekt u.a. in Bezug auf die Ein-

haltung der Kompetenzordnung überprüft (vgl. auch WALDMANN/MINDER 2020 in Bezug auf kantonale 

Rechtsetzungsmöglichkeiten bei der Sozialhilfe; HENSELER 2017 in Bezug auf kommunale Gesetzge-

bungskompetenzen bei Observationen im Bereich des Sozialversicherungsrechts oder LUBISHTANI/MO-

NOD 2020 in Bezug auf die Verfassungsmässigkeit des Bundesgesetzes über polizeiliche Massnahmen 

zur Bekämpfung von Terrorismus). 

Im von der Corona-Krise geprägten Jahr 2020 haben etwa KETTIGER (2020) oder BERGAMIN/MAZIDI (2020) 

die Vereinbarkeit kantonaler Regelungen mit dem Bundesrecht bzw. der Bundesverfassung hinter-

fragt. Allgemein erschienen zahlreiche Beiträge zur Aufgaben- und Kompetenzverteilung zwischen 

Bund und Kantonen sowie zwischen Kantonen und Gemeinden während der Corona-Krise bzw. bei 

Epidemien (vgl. etwa LUSTENBERGER 2020; WILHELM/UHLMANN 2020; WÜRMLI 2020; BELSER/STÖCKLI/WALD-

MANN 2020; BERGAMIN/MAZIDI 2020; BERNARD 2020; DUPONT 2020; MÄRKLI 2020; UHLMANN 2020; WYSS 
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2020; WALDMANN, Corona-Pandemie, 2020). BRUNNER/WILHELM/UHLMANN (2020) sind zum Schluss ge-

kommen, dass die vom Bundesrat infolge der Corona-Krise erlassene Verordnung über den Stillstand 

der Fristen in Zivil- und Verwaltungsverfahren verfassungswidrig war, da dadurch in die kantonale Or-

ganisationsautonomie eingegriffen wurde.  

SCHWEIZER (Verteilung, 2020) kritisiert, dass die Kantone durch Weisungen und Richtlinien des Bundes 

in bestimmten Bereichen wie etwa dem Migrationsrecht durch enge und unübersichtliche Vorgaben 

eingeschränkt würden und der Bund mit seinen zahlreichen administrativen und verwaltungsvertrag-

lichen Vorgaben gegen Art. 46 Abs. 3 BV verstosse. 

2. Einzelne Sachbereiche 

In den einzelnen Sachbereichen stösst man auf eine grosse Anzahl Publikationen, die sich mit der Auf-

gaben- und Kompetenzverteilung insbesondere zwischen dem Bund und den Kantonen, aber auch zwi-

schen den Kantonen und Gemeinden befassten. Es würde den Rahmen sprengen, vorliegend auf alle 

Publikationen einzugehen. Daher wird eine Auswahl präsentiert. 

Der Bereich der politischen Rechte und Systeme gehört zu denjenigen Bereichen, in denen am meisten 

zur Kompetenzordnung bzw. zur Verfassungsmässigkeit publiziert wurde. So haben etwa SCHAUB 

(2017) die Kompetenzverteilung bei der Stimmpflicht oder STREBEL (2018) bei der elektronischen 

Stimmauszählung bei Abstimmungen auf Bundesebene analysiert. Auch wurden die Gültigkeit kanto-

naler Volksinitiativen (PEDRETTI 2017, vgl. auch SCHUBIGER 2017), die Umsetzung kantonaler Volksinitia-

tiven (FUHRER 2019) oder die Zulässigkeit kantonaler Abstimmungsvorlagen (SÄGESSER 2017) themati-

siert. Andere Publikationen befassten sich mit den Regelungsmöglichkeiten der Kantone im Bereich 

der politischen Rechte bzw. des politischen Systems (siehe GLASER 2017 in Bezug auf das Stimm- und 

Wahlrecht für AusländerInnen; BIAGGINI 2018 in Bezug auf negative Referenden auf Kantonsebene oder 

SCHMID 2018 in Bezug auf das Verordnungsveto auf kantonaler Ebene). Besonders im Fokus standen 

die kantonalen Wahlverfahren, was sich insbesondere in Standesinitiativen in diesem Bereich (vgl. dazu 

GROSSENBACHER 2018; AUER 2018; CARONI/SÄGESSER 2018 oder SCHUBARTH 2018) sowie auch in der dies-

bezüglichen bundesgerichtlichen Rechtsprechung begründete (vgl. SCHEFER/SCHAUB 2017; GLASER 2018; 

STEINMANN 2019 sowie BERGAMIN 2019; BISAZ 2019 und BIAGGINI 2020 in Bezug auf das kantonale Wahl-

system in Graubünden). Die Möglichkeiten der Kantone bei der Bestimmung ihrer Wahlsysteme und 

der politischen Rechte wurden ebenfalls vertieft beleuchtet (siehe GRODECKI 2020; GLASER 2020; GLA-

SER/ZUBLER 2020; MAHON 2020). Zudem wurden politikwissenschaftliche Untersuchungen in diesem Be-

reich durchgeführt: So haben etwa FEH/WIDMER/VATTER (2018) den Einfluss von Wahl- und Parlaments-

regeln und die politische Kultur für das Ausmass an personellen Wechseln in den Parlamenten unter-

sucht oder ARNOLD (2018) hat geprüft, wie sich die Vertretung von Lokalpolitikerinnen und -politikern 

in den Kantonsparlamenten auswirkt. 

Auch die Kompetenzverteilung im Asylwesen sowie bei den Ausländer- und Bürgerrechten führte zu 

mehreren Beiträgen (siehe BIAGGINI 2018, VON RÜTTE 2018, CHAIX 2019 zu den Bürgerrechten; GONIN 

2018 zum Asylwesen sowie UEBERSAX/ACHERMANN 2018 zum Ausländerrecht). Beim Niederlassungs-

recht hat MARTI (2019) abnehmende Kompetenzen der Kantone festgestellt, während RAMP (2020) den 

Ermessensspielraum der Gemeinden bei Einbürgerungen als gross bezeichnet hat. 
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Der Bereich der Bildung, welcher in kantonaler Hand ist, führte nicht nur zu einigen bundesgerichtli-

chen Urteilen,1 sondern auch zu mehreren Publikationen. So hat sich etwa EHRENZELLER (Bildungsraum, 

2018) mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben im Bildungsraum und dem ausdifferenzierten koope-

rativen Bildungsföderalismus auseinandergesetzt (siehe auch EHRENZELLER 2020). PLOTKE (2020) hat sich 

ebenfalls mit der Kompetenzaufteilung im Schulwesen befasst und verschiedene Aspekte der Schul-

pflicht untersucht. Die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen im Hochschulbereich hat 

EHRENZELLER (Hochschulrecht, 2018) ebenfalls genauer betrachtet. Zudem haben STÖCKLI/PIOLINO (2018) 

den kantonalen Gestaltungsspielraum bei religiösen Privatschulen ausgelotet und ENGI (2020) hat den 

schulischen Religionsunterricht in den Kantonen miteinander verglichen. 

Im Bereich der Polizei bzw. der öffentlichen Sicherheit sind ebenfalls viele Publikationen zu verzeich-

nen. Wiederkehrend wird eine Reform der Kompetenzverteilung in diesem Bereich gefordert (siehe 

TIEFENTHAL 2017; MOHLER 2018; SCHWEIZER 2018; vgl. auch MOECKLI 2020), da die aktuelle Rechtslage 

nicht mehr mit der Verfassung übereinstimme. Zudem würden neue Herausforderungen wie z.B. der 

Terrorismus oder Cyberrisiken eine vermehrte Zusammenarbeit erfordern und allenfalls könnten 

dadurch gemäss DUVILLARD (Organisation, 2019) gewisse Kompetenzen und Zuständigkeiten in Frage 

gestellt werden (vgl. dazu auch LAUBER/MEDVED 2019, nach denen die Bekämpfung des Terrorismus 

weder Kantons- noch Landesgrenzen kennen sollte). LUBISHTANI/MONOD 2020 halten eine klarere Kom-

petenzverteilung im Bereich des Kampfs gegen den Terrorismus denn auch für notwendig. Eine Über-

sicht über föderalistischen Sicherheitsstrukturen und -gesetzgebungen sowie über allgemeine Schlüsse 

für die Sicherheitsgewährleistungen in föderalen Staaten geben SCHWEIZER/MOHLER (2019). Mit der 

Kompetenzverteilung im Bereich des Zivil- und Bevölkerungsschutz befasste sich schliesslich ein Bei-

trag von TIEFENTHAL/PLETSCHER (2020). 

Auch der Bereich des Umwelt-, Natur- und Heimatschutzes war in den Jahren 2017 bis 2020 Gegen-

stand von zahlreichen Publikationen. So hat sich etwa FAVRE (2020) allgemein mit der Kompetenzauf-

teilung zwischen Bund und Kantonen im Umweltbereich auseinandergesetzt, während sich GRISEL 

(2020) spezifisch für die Kompetenzverteilung im Bereich Geothermie und KETTIGER (2020) für das 

Geoinformationsrecht interessiert haben. Andere Beiträge befassten sich mit der Kompetenzordnung 

im Bereich des Ortsbildschutzes (KARLEN 2020), beim präventiven Umgang mit Naturgefahren (WULZ 

2020), bei Anpassungsmassnahmen infolge der Klimaveränderung (BRUNNER/HAUSER/VON BÜREN 2019), 

bei Pflanzenzüchtungsverfahren (ERRASS 2018), im Bereich der Nutzung der Erdwärme (ABEGG/SEFERO-

VIC 2019; DÖRIG 2020) oder bei der Nutzung des Untergrunds (ABEGG/DÖRIG 2019). Bei der Wasserbau-

gesetzgebung wurden nebst der Aufgaben- und auch die Kostenverteilung und der kantonale Gestal-

tungsspielraum näher betrachtet (WIDMER 2018). WIDMER (2018) kritisiert dabei politische Kompro-

misse in diesem Bereich, die aus rechtlicher und fachlicher Sicht nicht vollständig befriedigend seien 

(WIDMER 2018). ANDEREGG (2020) hat – trotz umfassender Gesetzgebungskompetenz des Bundes – kan-

tonale (Rest-)Kompetenzen zum Immissionsschutz geprüft. Gemäss STUTZ (2020) verfügen die Kantone 

über die Kompetenz, nebst dem Vollzugsrecht auch originäres und/oder ergänzendes materielles kan-

tonales Umweltrecht zu erlassen. In verschiedenen Bereichen – wie z.B. beim Lärmschutz (ANDEREGG 

                                                           
1  Vgl. den Bericht des Instituts für Föderalismus «Rechtsprechung zum Schweizerischen Föderalismus 2017−2020» vom 

September 2021, abrufbar unter ˂https://chstiftung.ch/programme-projekte/foederalismusmonitoring/monitoring˃ 
oder ˂https://www.unifr.ch/federalism/de/themen/chfoederalismus.html>. 
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2019), bei Windenergieanlagen (JÄGER 2019) oder bei der Festlegung des Gewässerraums (BÄHR 2020) 

– verfügten die Kantone über Regelungsspielraum. 

Im Berichtzeitraum finden sich ebenfalls zahlreiche Publikationen zur Gesundheit und sozialen Sicher-

heit. So wurden etwa die Kompetenzverteilung im Sozialhilfebereich (BELSER/BÄCHLER 2020) oder be-

züglich der Einführung eines Masernimpfobligatoriums (LANDOLT/HERZOG-ZWITTER 2020) untersucht. 

DANTHE (2018) hat die Einführung kantonaler Mindestlöhne unter die Lupe genommen. HOFSTETTER/REY 

(2018) beleuchteten zudem die Regelungskompetenzen der kantonalen und kommunalen Restkosten-

finanzierer genauer, LANDOLT (2019) befasste sich mit dem kantonalen Ermessen bei der Umsetzung 

von Art. 25a Abs. 5 KVG und WALDNER (2019) allgemein mit der Vereinbarkeit kantonaler Regelungen 

mit Bundesrecht im Bereich des KVG. Zum kantonalen Ermessen und den bundesrechtlichen Vorgaben 

bei der Prämienverbilligung äusserten sich PETRIK (2019) sowie STÖCKLI/MAIER (2019). SAGER/RÜE-

FLI/THOMANN (2019) haben währenddessen festgestellt, dass die Parteipolitik eine wichtige Rolle spielt 

bei der Nutzung des kantonalen Ermessensspielraums im Bereich der Gesundheitspolitik. 

POLEDNA/TRÜMPLER/WERDER (2019) analysierten eine bundesrätliche Regelung, mit der die kantonale 

Tarifvertragsautonomie ergänzt und sogar verdrängt wird. Die Mehrfachrolle der Kantone im Gesund-

heitswesen wurde von POLEDNA (2017) und COSANDEY (2020) kritisch gewürdigt und auch die Spitalfi-

nanzierung bzw. kantonale Subventionen in diesem Bereich wurden kritisch hinterfragt (VOLLENWEIDER 

2017; vgl. auch DONATSCH 2017). COSANDEY (2020) schlägt etwa die Bildung von Grossregionen im Ge-

sundheitsbereich vor, da die Kantonsgrenzen nicht mit den funktionalen Räumen übereinstimmten 

(vgl. dazu auch Ziff. II.B.1). 

Auch in zahlreichen weiteren Sachgebieten haben die Autorinnen und Autoren die Kompetenz- und 

Aufgabenverteilung oder der Regelungsspielraum der Kantone oder Gemeinden geprüft. So gab es 

etwa mehrere Publikationen zu den Bundeskompetenzen im Bereich der Medien (siehe SCHINDLER 

2017; SAXER 2017; BERTSCHI 2019; SAXER 2020), oder MARTENET (2020) hat sich mit der Kompetenzver-

teilung zwischen Bund und Kantonen im Bereich der Wirtschaft auseinandergesetzt. GRÜNEWALD (2019) 

hat beispielsweise spezifisch die Kompetenzverteilung im Bestattungsbereich bei Tot- und Fehlgebur-

ten analysiert, während PETITPIERRE-SAUVAIN (2019) sich für diejenige im Bereich der Lotterien und Wet-

ten interessiert hat. In verschiedenen Bereichen wie etwa einer Intervention des Bundes zum Schutz 

der verfassungsmässigen Ordnung (BERNARD 2020) wurden unscharfe verfassungsmässige Abgrenzun-

gen festgestellt. Andere Publikationen befassten sich mit kantonalen Gestaltungsspielräumen (vgl. für 

den Steuerbereich OPEL/BEHNISCH 2017 sowie CAJACOB/YUAN 2020; explizit für die Patentbox siehe SCHE-

RER/VOGLER 2020) oder mit ergänzendem kantonalem Recht (vgl. etwa zu kantonalen Zusatzregelungen 

zur Stiftungsaufsicht GÄCHTER/GERBER 2020). Auch zu den originären kantonalen Kompetenzen wie z.B. 

bei der Errichtung von Familiengerichten (RÖSSLER 2019) oder bei der Organisation des Notariats 

(BRAZEROL/WYLER 2020) wurden Beiträge publiziert. 

3. Vollzug 

Nebst einer kritischen Würdigung der zunehmenden Einschränkungen der kantonalen Autonomie im 

Vollzug von Bundesrecht durch bundesrechtliche Vorgaben (siehe Ziff. II.A.2) haben verschiedene Au-

torinnen und Autoren auch Kritik an der Vollzugspraxis der Kantone geübt: Bei spezifischen Sachbe-

reichen wurden zu wenig kantonale Ressourcen bemängelt (vgl. etwa für den Datenschutz RUDIN 2019; 

für den Gewässerraum SPILLMANN/WALTER 2020; für die kantonalen Arbeitsinspektorate SCHAUB/CIRIG-
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LIANO 2020). GLASER/EHRAT (2019) bemängeln zudem die in vielen Kantonen fehlende Regelung des bun-

desverfassungsrechtlich zwingenden Rechtsschutzes gegenüber Realakten. In gewissen Kantonen wur-

den auch (u.a. infolge fehlenden politischen Willens) eine tiefere Priorität für bestimmte Sachgebiete 

(z.B. SCHIESS 2019 zur Luftreinhalteverordnung oder SPILLMANN/WALTER 2020 zum Gewässerraum) oder 

allgemein Unterschiede beim Vollzug (vgl. etwa KIENER 2020 für den Justizvollzug) konstatiert. Für den 

Vergleich von Unterschieden beim Vollzug wurden zahlreiche Untersuchungen durchgeführt (siehe 

Ziff. II.I).  

E. Kantonales und kommunales Recht 

Das kantonale Recht stand ebenfalls im Fokus diverser Publikationen. Im Zentrum standen dabei Kom-

mentare zu einzelnen Kantonserlassen (vgl. etwa RÜSSLI 2019 zum Zürcher Gemeindegesetz; 

SCHMIDT/VILLARD/BIENT/JAUSSI 2019 zum Basler Steuergesetz; SALIM/SCHINDLER/CAVLETI 2019 zum Gesetz 

über Verwaltungsrechtspflege des Kantons St. Gallen, JANS 2019 zum Energiegesetz im Kanton Luzern 

oder ZAUGG/LUDWIG 2020 zum Berner Baugesetz). Zudem haben sich etwa GLASER/LEHNER (2019) wie 

auch CHATTON (2020) zu den kantonalen Grundrechten geäussert und MÄCHLER (2020) hat das kantonale 

Organisations- und Verfahrensrecht für die Rechtspflege analysiert. 

Für die kommunale Ebene hat FETZ (2020) einen Überblick über die rechtlichen Aspekte des Bündner 

Gemeinderechts gegeben. Zudem haben sich HOFSTETTER (2020) mit den Kompetenzen der Gemeinden 

insbesondere im Rechtsetzungsbereich und MÜLLER (2020) – unter besonderer Berücksichtigung der 

Rechtslage im Kanton Schaffhausen – mit der Autonomie der Gemeinden bei der Auslegung ihres kom-

munalen Rechts auseinandergesetzt. ZOLLINGER (2020) etwa hat das Verhältnis der Gemeindeautono-

mie zum interkantonalen Recht erörtert. Zudem lotete HÄUSLER (2020) den Ermessenspielraum von 

kommunalen Anstellungsbehörden bei Lohnverhandlungen aus. 

F. Kooperativer Föderalismus 

In der Literatur zum kooperativen horizontalen Föderalismus werden in der Literatur insbesondere 

die interkantonalen Konferenzen hervorgehoben, welche zu einer Stärkung der Kantone führen wür-

den (SCHNABEL/MÜLLER 2017; SCHNABEL 2020 sowie WALDMANN, Zusammenarbeit, 2020; vgl. MÜL-

LER/SCHNABEL/BEHNKE 2018 zu den Funktionen der Konferenz der Kantonsregierungen [KdK] und der 

Fachdirektorenkonferenzen). Gleichzeitig werden der geringe Einfluss der Parlamente bzw. ein Demo-

kratiedefizit (vgl. bereits Ziff. II.A.6 sowie auch etwa VON WYSS 2019 oder GRIFFEL 2018; vgl. auch BRÜHL-

MOSER 2020 oder FLÜCKIGER 2019; zur Untersuchung der Mitwirkung kantonaler Parlamente bei inter-

kantonalen Vereinbarungen siehe ARENS 2018) und auch die Intransparenz (siehe etwa WALDMANN, Zu-

sammenarbeit, 2020) moniert. Auch auf Stufe der Städte finden im Übrigen über informelle Städte-

netzwerke Austausche statt, die gemäss TSCHIRREN (2018) der Lösungsfindung dienen. 

Die horizontale Zusammenarbeit zwischen den Kantonen ermögliche die Erarbeitung effizienter Lösun-

gen (z.B. bei der Neudefinition des Hochschulraums; AEPPLI WARTMANN 2019; vgl. auch GRAF 2020 zur 

gemeinsamen Verfolgung von Wirtschaftsdelikten der Kantone NW, OW und UR). Die interkantonalen 

Finanzierungsvereinbarungen für universitäre Hochschulen und Fachhochschulen werden gar als be-

merkenswerte und innovative Leistung bezeichnet (EHRENZELLER, Hochschulrecht, 2018). Auch interkan-

tonale Empfehlungen können eine gewisse Vereinheitlichung der Massnahmen zur Folge haben (vgl. 

z.B. MASOUD 2020 zur Orientierungshilfe der Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen 
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und -direktoren [KKJPD] für die Bekämpfung und Eindämmung von Covid-19 in Vollzugsanstalten). Al-

lerdings bestehen diesbezüglich unklare Punkte wie z.B. die Kompetenz zum Erlass von Empfehlungen 

oder deren Publikationsform (FLÜCKIGER 2019). In einzelnen Bereichen wie z.B. bei steuerlichen Vorbe-

scheiden wird auch eine mangelnde interkantonale Zusammenarbeit festgestellt (MARGRAF 2019). Ins-

gesamt habe sich die interkantonale Zusammenarbeit in den letzten Jahren zusätzlich intensiviert 

(ARENS 2020; vgl. auch MOHLER 2020 für den Bereich des Polizeirechts). In anderen Bereichen wie z.B. 

bei Gerichten oder Strafverfolgungsbehörden wird eine neue interkantonale Zusammenarbeit ange-

regt (RHYNER 2019 sowie SCHINDLER 2020). Durch die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Auf-

gabeteilung (NFA; vgl. dazu auch Ziff. II.H.2) habe sich die interkantonale Zusammenarbeit nicht inten-

siviert, sondern auf hohem Niveau konsolidiert (ARENS/ARNOLD/MÜLLER/VATTER 2017). 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen bei der interkantonalen (und auch bei der interkommunalen) 

Zusammenarbeit würden in der Praxis nicht immer eingehalten (JEANNERAT 2018). So besteht etwa ge-

mäss GRAF (2020) denn auch gewisser Optimierungsbedarf für die rechtliche Umsetzung der gemein-

samen Verfolgung von Wirtschaftsdelikten der Kantone Nidwalden, Obwalden und Uri. 

Vereinzelte Publikationen beschäftigen sich auch mit der Zusammenarbeit zwischen Bund und Kanto-

nen (vertikale Zusammenarbeit). Diese Zusammenarbeit wird – zumindest in den untersuchten Berei-

chen – grundsätzlich als positiv gewertet (vgl. z.B. SCHIESS 2019 für den Bereich der Luftreinhaltung 

sowie SCHNYDER 2019 für den Bereich der Standortförderung; vgl. auch DUVILLARD, Prävention, 2019 

oder FAORO 2019). In den Bereichen der Gesundheit und der Bildung sei die Politik der Kantone aller-

dings durch Steuerungsinstrumente des Bundes geschwächt worden (SCHWEIZER, Entstehung, 2020). 

Die Programmvereinbarungen zwischen Bund und Kantonen werden zwar als innovativ betrachtet. 

Diese müssten gemäss der Literatur allerdings weiterentwickelt werden (z.B. in Bezug auf die Transpa-

renz), um den Problematiken der Verflechtungstendenz, des hohen administrativen Aufwands und des 

ungenügenden Austauschs zwischen den Kantonen entgegenzuwirken (MATHYS 2018). 

Sowohl für die horizontale wie auch für die vertikale Kooperation stelle die Internationalisierung eine 

Herausforderung dar (BRÜHL-MOSER 2020; vgl. auch BREITENMOSER 2020). Dabei wird die Einführung 

neuer Formen der Kooperation gefordert, um Spannungsverhältnisse bei der Umsetzung abzubauen 

(BELSER/MAZIDI 2018 sowie BRÜHL-MOSER 2020). In gewissen Bereichen wie z.B. der Digitalisierung oder 

der Terrorismusbekämpfung seien sowohl eine horizontale wie auch eine vertikale Zusammenarbeit 

zentral (vgl. FAORO 2019 sowie MARTI 2019 zur Digitalisierung und LAUBER/MEDVED 2019 zur Terroris-

musbekämpfung). Der durch Art. 48a BV ermöglichte politische Druck des Bundes in Bezug auf die 

horizontale Zusammenarbeit zwischen den Kantonen wird kritisch betrachtet (SCHWEIZER, Verteilung 

2020). Soweit nötig müsse der verfassungsrechtliche Rahmen für die Zusammenarbeit weiterentwi-

ckelt werden (WALDMANN, Zusammenarbeit, 2020). 

Die überregionale Zusammenarbeit wird verbreitet als Element der Weiterentwicklung des Föderalis-

mus (BELSER 2017) und als Alternative zu Gebietsreformen (WALDMANN, Zusammenarbeit, 2020) be-

trachtet (vgl. zu den Reformvorschlägen Ziff. II.A.8). 

G. Mitwirkung der Kantone im Bund (Mitwirkungsföderalismus) 

EGLI (2020) hat sich in einem Beitrag vertieft mit dem Mitwirkungsföderalismus befasst und ist dabei 

zum Schluss gekommen, dass die kantonalen Mitwirkungsinstrumente ständig neu durchdacht und 
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angepasst werden müssen, um die Kantone an der Ausübung der staatlichen Macht im Bund (im Sinne 

einer föderalistischen Partnerschaft) angemessen einzubeziehen. Die Autorin bemängelt, dass die kan-

tonalen Stellungnahmen im Vernehmlassungsverfahren nicht bindend sind und kein systematischer 

Einbezug der Kantone bei der Planung und der Organisation der Vorentwürfe für Bundesgesetze oder 

in der parlamentarischen Phase erfolgt. Hier sieht sie Optimierungspotenzial wie den Erlass gesetzli-

cher Vorgaben für den frühzeitigen Einbezug der Kantone beim Gesetzgebungsverfahren oder die 

Sensibilisierung der Bundesversammlung auf kantonale Umsetzungsinteressen (EGLI 2020). Auch für 

WALDMANN (Zusammenarbeit, 2020) stellt die Verstärkung der Mitwirkung der Kantone an der Willens-

bildung des Bundes einen wichtigen Reformansatz dar. 

Wie bereits erwähnt (vgl. Ziff. II.A.8) wird durch den Ständerat nur noch bedingt für die kantonale 

Mitwirkung beim Gesetzgebungsverfahren gesorgt (vgl. auch etwa BELSER, Föderalismuskonzeption, 

2020). Vielmehr wird die Interessensvertretung der Kantone auf Bundesebene durch die Konferenz 

der Kantonsregierungen (KdK) wahrgenommen, obwohl dies aus demokratischer Sicht problematisch 

ist (SCHNABEL 2020; siehe dazu auch bereits Ziff. II.A.6). Eine Einbindung der Kantone und Gemeinden 

in die Bundespolitik durch Ämterkumulation bildet gemäss ARENS/FREIBURGHAUS (2019) eher die Aus-

nahme als die Regel (vgl. auch FREIBURGHAUS 2020). Die Autoren halten fest, dass eine Kombination von 

einem nationalen und einem kantonalen Amt zahlenmässig abgenommen hat, während die Anzahl na-

tional-kommunaler Ämterkumulation stabil geblieben ist (ARENS/FREIBURGHAUS 2019). Dagegen gebe es 

ein Zuwachs von ehemaligen Mitgliedern einer Kantonsregierung im Ständerat (FREIBURGHAUS 2020). 

Bei den kantonalen Handlungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten im Bereich der Aussenpolitik sind sich 

die Autorinnen und Autoren uneinig: Gemäss EPINEY/KERN (2020) sind diese eher grosszügig ausgestal-

tet, wogegen etwa GLASER (2020) die Mitwirkungsmöglichkeiten der Kantone im Bereich der Aussen-

politik als unzureichend erachtet (vgl. dazu Ziff. II.K). 

Mehrere Beiträge befassten sich spezifisch mit den behördlichen Interventionen in Abstimmungs-

kämpfen, insbesondere mit kantonalen Interventionen in eidgenössischen Volksabstimmungen (siehe 

etwa PIRKER 2017, AUER 2017, LANGER 2017; AUER 2019; LANGER 2020; WYSS/HERZOG 2020; für die Ge-

meindeebene vgl. GLASER ET AL. 2019 sowie auch LANGER 2020). 

H. Finanzieller Föderalismus 

1. Finanzlage Bund, Kantone und Gemeinden 

Zur allgemeinen Finanzlage von Bund, Kantonen und Gemeinden wurde eher wenig publiziert. Gemäss 

einer Studie war der Einfluss des New Public Managements auf Verwaltungsausgaben eher gering, 

vielmehr seien die Ausgaben das Resultat politischer Entscheidungen (z.B. bei stark ausgebauten di-

rektdemokratischen Elementen bestünden tiefere Ausgaben; RITZ/NEUMANN/SAGER 2019). Eine weitere 

Untersuchung hat die Auswirkungen einer allfälligen Schuldenaufnahme und Investition am Kapital-

markt durch die Kantone überprüft. Dadurch hätten zwischen 1997 und 2015 zusätzlich fast 5% des 

Ertrags mit fremdfinanzierten Geldanlagen finanziert werden können (CHRISTEN/SOGUEL 2019). 
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RATHGEB/BRASSER/PESENTI (2020) haben sich ausführlich mit den finanzpolitischen Richtwerten im Kan-

ton Graubünden befasst und deren Wirksamkeit überprüft. Dabei nehmen sie u.a. einen interkantona-

len Vergleich vor, wobei die Ausgestaltung der Richtwerte im Kanton Graubünden ein Unikum darstel-

len würde. 

2. Finanzausgleich 

Der nationale Finanzausgleich (NFA) gab Anlass zu zahlreichen Beiträgen. Der NFA wird als grosse Er-

rungenschaft (GAILLARD 2018) und als gelungene Neuerung (AEPPLI WARTMANN 2019; vgl. auch JAGGI 

2017) bezeichnet. Gleichzeitig regen mehrere Autoren eine Verbesserung mit weiteren Reformschrit-

ten an (siehe etwa ARNOLD ET AL. 2019; SAVOIA/ZOBRIST 2019; BONATO/RÜHLI 2019; BURRET/SCHMID 2018; 

SCHALTEGGER/WINNISDÖRFER/FÄSSLER 2017 sowie SCHALTEGGER/LEISIBACH 2017). Solche Reformen werden 

insbesondere damit begründet, dass auch nach der Einführung des NFA zahlreiche Verflechtungen und 

Zentralisierungstendenzen bestehen würden (SCHALTEGGER/WINNISDÖRFER/FÄSSLER 2017 sowie SCHALTEG-

GER/LEISIBACH 2017; vgl. auch BRÜHL-MOSER 2020) und Anreizprobleme beim NFA-System ausgemacht 

werden (SCHALTEGGER/LEISIBACH 2017 und 2018; STÖCKLI 2019). So setze der NFA dem interkantonalen 

Steuerwettbewerb Grenzen (RÜHLI 2017 sowie CAPPELLETTI 2017; STÖCKLI 2019; vgl. auch ARNOLD 2019). 

Gemäss ROTHER (2017) führen Transfereinnahmen (z.B. aus direkter Bundessteuer oder Finanzaus-

gleich) zu einem Verlust der Kantonsautonomie; entsprechend fordert der Autor eine Reform zur fi-

nanziellen Entflechtung. Schliesslich bemängelt JAGGI (2017), dass die Kernstädte beim Lastenausgleich 

zu wenig berücksichtigt werden. 

BRÜLHART/SCHMIDHEINY (2019) haben die Auswirkungen des Finanzausgleichs nach Neubestimmungen 

der Transfersumme mit Simulationsrechnungen anhand von drei Szenarien (u.a. einem Optimierungs-

vorschlag der Konferenz der Kantonsregierungen) untersucht und SCHALTEGGER/MAUCHLE (2018) haben 

eine Wirkungsanalyse des innerkantonalen Finanzausgleichs im Kanton Zürich durchgeführt und zeigen 

Handlungsmöglichkeiten auf. 

3. Schuldenbremse 

YERLI/TRINKLER/HORNI (2017) haben den kantonalen Spielraum bei der Einführung von Schuldenbrem-

sen u.a. im Zusammenhang mit der Umstellung auf die modernen öffentlichen Rechnungslegungsnor-

men wie HRM 2 erörtert. Auch RATHGEB/BRASSER/PESENTI (2020) haben sich mit der Schuldenbremse in 

den Kantonen auseinandergesetzt. Der Kanton Graubünden kenne das Instrument der Schulden-

bremse nicht und dessen Einführung sei derzeit auch nicht notwendig (RATHGEB/BRASSER/PESENTI 2020). 

Die durch die Corona-Krise begründete und auf Notrecht gestützte Ausserkraftsetzung der in der Kan-

tonsverfassung des Kantons Bern verankerten Schuldenbremse wurde als unzulässig erachtet (UHL-

MANN/WILHELM 2020). 

4. Steuern und Abgaben 

Es konnten zahlreiche spezifische Beiträge im Steuerbereich ausgemacht werden. Allgemein mit dem 

kantonalen Spielraum bei den Steuern setzen sich OPEL/BEHNISCH 2017 oder Standardwerke wie z.B. 

dasjenige von REICH (2020) auseinander (vgl. zur Steuerharmonisierung auch CAJACOB/YUAN 2020). SA-

VOIA/ZOBRIST (2019) weisen darauf hin, dass der Schweizer Steuerwettbewerb auf internationaler 

Ebene verteidigt werden sollte. 
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Die Umsetzung der Steuerreform und AHV-Finanzierung (STAF) wurde etwa von MATTEOTI/DINI (2019) 

oder von LEONARDI/BERNASCONI (2020) besprochen. Gemäss PFAMMATER (2019) sollten mit der STAF Ef-

fizienzverluste infolge verschiedener Regelungen vermieden, aber gleichzeitig die positiven Effekte des 

Föderalismus aufrechterhalten werden. Dabei sollte den Kantonen ein genügender Ermessensspiel-

raum bei der Umsetzung gewährt werden, was beispielsweise bei der Patentbox gemacht worden sei 

(PFAMMATER 2019). 

Verschiedene Publikationen waren dem interkantonalen Doppelbesteuerungsverbot und den ent-

sprechenden kantonalen Gesetzen gewidmet (z.B. BETSCHART/HILDEBRAND 2019). Gemäss STADEL-

MANN/KÖNIG (2019) besteht eine problematische Rechtsordnung in diesem Bereich und auch DE VIRES 

REILINGH (2020) hat Brennpunkte ausgemacht. 

BONATO/RÜHLI (2019) setzten sich mit dem fiktiven Szenario auseinander, dass einzig der Bund Steuern 

erhebt und diese an die Kantone zurückverteilt. Als mögliche Folgen stellen sie einen Attraktivitätsver-

lust von ländlichen Regionen und eine Abwanderung von Unternehmen fest. Sie betonen, dass die 

Steuerhoheit der Kantone aus verschiedenen Gründen wie der friedlichen Koexistenz verschiedener 

Gesellschaften und der Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit wichtig ist. Die Tendenz Richtung Zentra-

lisierung müsse gestoppt werden (BONATO/RÜHLI 2019). 

I. Laborföderalismus/Wettbewerbsföderalismus 

Der Wettbewerbsföderalismus ist insbesondere im Steuerbereich relevant. Die Konkurrenz bei den 

Steuern sporne die Kantone dazu an, ein möglichst attraktives Steuersystem zu entwickeln (LE-

ONARDI/BERNASCONI 2020). Die im Bereich der Erbschaftssteuer vorgenommenen kantonalen Steuersen-

kungen haben gemäss BRÜLHART (2019) zu keinen statistisch erfassbaren Wanderungsbewegungen ge-

führt. 

Föderalistische Systeme bieten Chancen für politische Innovationen, von denen auch die Bundesebene 

profitieren könne (SAGER/RÜEFLI/THOMANN 2019). Gemäss MARTI (Verfassungsrecht, 2020) hätten aller-

dings die kantonalen Innovationsmöglichkeiten durch die umfassenden bundes- und völkerrechtlichen 

Grundrechtsgarantien sowie die Vereinheitlichung des Straf- und Zivilprozessrechts deutlich abgenom-

men. Dennoch wird der Laborföderalimus als lebendig und funktionsfähig wahrgenommen, wie dies 

zahlreiche verschiedene Beispiele aus unterschiedlichsten Sachbereichen zeigen: Beispielsweise weist 

BOCHSLER (2018) darauf hin, dass das Proporzwahlverfahren auf kantonaler Ebene antizipiert wurde 

und das Frauenstimmrecht bereits vor Einführung auf Bundesebene in einigen Kantonen bestanden 

hatte. CHATTON (2020) sieht die kantonalen Grundrechte als wichtige Quelle nationaler Rechtsfortbil-

dung. Gemäss KELLER/WEBER (2020) lehnt sich zudem eine neue bundesrechtliche Regelung im ParlG 

an die Regelung des Kantons Freiburg zur Kündigung von Konkordaten an. 

Nach einer Analyse der kantonalen Planungshilfen im Bereich der Störfallvorsorge schlagen AD-

LER/SCHMIDLIN (2020) vor, dass der Bund die Methoden der Kantone übernehmen könnte. GERBER (2019) 

präsentiert die Fachstelle Brückenbauer in der Kantonspolizei Zürich, welche zuerst nur der Kanton 

Zürich kannte und mittlerweile auch in anderen Kantonen umgesetzt wurde. 
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Die Kantone Zug und Genf sowie die Stadt Zug experimentieren als erste Gemeinwesen der Schweiz 

mit der Blockchain-Technologie (SPICHIGER 2019) und der Kanton Aargau hat den Prozess für kantonale 

Anhörungen und Vernehmlassungen in einem Pionierprojekt vollständig digitalisiert (ANDEREGG 2020).  

RÖSSLER (2019) setzt sich mit dem Familiengericht im Kanton Aargau auseinander, welches im ausser-

kantonalen Vergleich positiv abschneide. DOLESCHAL (2019) weist auf die Pionierrolle des Kantons 

Nidwalden bei der abstrakten Normenkontrolle kantonaler Erlasse hin und BISAZ (2020) sieht die Lö-

sung des Graubündens für die direkte Anfechtbarkeit von Realakten auch als Möglichkeit für andere 

Kantone und den Bund. 

Für die 4-Säulen-Politik im Drogenbereich sei der Föderalismus vorteilhaft gewesen – dadurch hätten 

neuartige Vorgehensweisen von günstigen Rahmenbedingungen profitieren können, vorausgesetzt 

werde ein notwendiger Ermessensspielraum für die Akteure (SAVARY 2019). Die Steuerreform und AHV-

Finanzierung (STAF) erfülle die Anforderungen an den Ermessensspielraum und erlaube Innovationen 

mittels steuerlicher Massnahmen (CAJACOB/YUAN 2020). Auch durch die subsidiäre Aufgabenteilung im 

Gesundheitsbereich könnten die Kantone als Versuchslabore fungieren (COSANDEY 2020). 

J. Vergleichende Studien 

Der Föderalismus in der Schweiz gab im Berichtszeitraum 2017–2020 Anlass zu zahlreichen verschie-

denen komparativen Studien aus den unterschiedlichsten Sachgebieten. 

Im Bereich Staatsorganisation und Behörden wurden beispielsweise kantonale Behördenreferenden 

(BÄTSCHMANN 2017), die kantonale Organisation und Zuständigkeiten bei der Naturgefahrenprävention 

(WIDMER 2017), verschiedene kantonale Parlamente (WIRZ 2018; VON WYSS 2020), kommunale und kan-

tonale Parlamente (STEINER 2019), die Rahmenbedingungen der Miliztätigkeit in 75 ausgewählten Ge-

meinden der Schweiz (FREITAG et al. 2019), die Gemeinden und insbesondere das Versammlungs- und 

Parlamentssystem (LADNER 2019 sowie LADNER/HAUS 2019), die kantonalen Bezirksstrukturen (STEINER 

2020) oder auch die Organisation der Kantone und insbesondere deren Regierungen und Verwaltun-

gen (DÉFAGO-GAUDIN 2020) miteinander verglichen. 

Zu den politischen Rechten und zum politischen System gab es ebenfalls mehrere vergleichende Stu-

dien. So haben sich VATTER/FLICK WITZIG (2019) mit der unterschiedlichen Ausgestaltung der politischen 

Rechte in den Städten der Schweiz auseinandergesetzt und BISAZ (2020) analysierte die unterschiedli-

chen direktdemokratischen Instrumente in der Schweiz auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene. 

Weiter wurden die verschiedenen Regierungskoalitionen (VATTER/MILIC 2019), die politischen Vor-

stösse zum Themenbereich der Religion der Jahre 2010–2018 in 15 ausgewählten Kantonen (AM-

MANN/PAHUD DE MORTANGES 2019), die Ausgestaltung der Autonomie in den Bereichen des allgemeinen 

und des gleichen Stimmrechts in Nordwestschweizer Kantonen (VON HEYDEBRAND 2019), die Volksiniti-

ativen in den Kantonen (SOMER 2020) sowie die kantonalen Abstimmungen von 2012–2020 (BERGA-

MIN/SCHMITT 2020) verglichen. WALTER/EMMENEGGER (2019) haben überdies ein Datenset über die par-

teiliche Zusammensetzung der Kantonsregierungen erstellt. 

Zu Aspekten der Rechtsetzung wurden ebenfalls Vergleiche angestellt. So verglich UHLMANN (2017) den 

Rechtsbestand und die Rechtssetzungsaktivitäten der Kantone. CALENDO/RUTZ (2018) befassten sich 

spezifisch mit dem Vergleich der Regulationstätigkeit zwischen der West- und der Deutschschweiz. 
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FLÜCKIGER (2020) analysierte zudem die Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen kantonalen und 

kommunalen Gesetzgebungsverfahren. 

Der Bereich der Rechtspflege hat ebenfalls zu zahlreichen Publikationen geführt. So befasste sich etwa 

BUSER (2020) mit verschiedenen kantonalen Gerichten. Mehrere Autorinnen und Autoren verglichen 

zudem verschiedene Verfahren (vgl. REYMOND 2019 zu den Mediationsverfahren im Jugendstrafrecht 

in Westschweizer Kantonen, DOLESCHAL 2019 zu den kantonalen Normenkontrollverfahren oder HÄUS-

LER/FERRARI-VISCA 2019 zu den verwaltungsrechtlichen Klageverfahren des Bundes sowie der Kantone 

Bern und Zürich). RIZVI (2020) widmete sich den Administrativuntersuchungen auf Bundes- und Kan-

tonsebene. Die verschiedenen Regelungen zu den Gerichtsberichtserstattenden (CORPATAUX 2019) so-

wie zu den Staatsanwälten (LONGO 2019) bildeten ebenfalls Gegenstand von Abhandlungen. Spezifisch 

im strafrechtlichen Bereich wurden die ausgesprochenen strafrechtlichen Sanktionen (DEMARTINI/KOL-

LER 2019), die Praxis der Kantone bei der bedingten Entlassung aus dem stationären Massnahmen- und 

Strafvollzug (FREYTAG/ZERMATTEN 2019), die kantonalen Regelungen zur Entschädigung amtlicher Ver-

teidigungen (GROEBLI ARIOLI 2019) sowie die kantonalen Unterschiede beim Übergangsmanagement im 

Strafvollzug (WEGEL 2019) genauer erörtert. 

Wie die Kantone die Vorgaben im Bereich des Steuerrechts umgesetzt haben, bildete ebenfalls Gegen-

stand von vergleichenden Publikationen. Beispielsweise haben KÜTTEL/RÖLLIN 2019 die Umsetzung der 

Steuerreform und AHV-Finanzierung auf kantonaler Ebene untersucht und BERTSCHINGER/MÜHLEMANN 

2020 beleuchten die unterschiedlichen kantonalen Umsetzungen der Patentbox. 

Auch wurden kantonale Erlasse verschiedenster Bereiche wie kantonale Statistikgesetze (KURATHLI 

2017), kantonale Regelungen zum Öffentlichkeitsprinzip (STEINMANN 2018), zu Tot- und Fehlgeburten 

(GRÜNEWALD 2019), zum E-Government (GLASER/EHRAT 2019), zur Planung und zum Bau von Windener-

gieanlagen (ZUMOBERHAUS 2019) oder zu Rettungsdiensten (STRUSS 2020) einander gegenübergestellt. 

Kommunale Regelungen wurden ebenso miteinander abgeglichen (vgl. z.B. BÜHLMANN/JUD 2019 für den 

Bereich der Lärmkonflikte oder ZUMSTEG 2020 zu Demonstrationen). Den Vergleich der kantonalen Ver-

fassungen hat JAAG (2020) und derjenige der kantonalen Grundrechte CHATTON (2020) vorgenommen. 

Verschiedene kantonale Vorgehensweisen wurden ebenfalls thematisiert. So hat WIZENT (2018) das 

Vorgehen der Kantone bei der Rückerstattung der Sozialhilfe erörtert und MERETS et al. (2020) interes-

sierten sich für die unterschiedlichen kantonalen E-Plattformen. VOLLMER (2020) hat zudem die kanto-

nalen Ausgestaltungen der Altershilfe untersucht. Einen Vergleich der kantonalen und kommunalen 

Ausgaben im Bereich der Agrarpolitik haben zudem DÜMMLER/BONATO (2020) vorgenommen. 

CATTANEO/WOLTER (2020) haben die kantonale Selektionsmechanismen für Gymnasien gewürdigt. 

Die Auswirkungen der verschiedenen kantonalen Regelungen und Vorgehensweisen wurden beispiels-

weise von MEULI/KNÖPFEL (2020) in Bezug auf das frei verfügbare Einkommen von Seniorinnen und Se-

nioren oder von SCHLÄFLI (2020) in Bezug auf die Gesundheitspolitik und deren Einfluss auf die Ergän-

zungsleistungen in sieben Kantonen untersucht. Avenir Suisse erstellt zudem regelmässig einen Frei-

heitsindex, indem die zivilen Freiheiten in den Kantonen untersucht werden (vgl. z.B. BONATO 2020). 
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K. Föderalismus und Aussenpolitik 

Im Bereich der Aussenpolitik hebt FASSBENDER (2017) die geringe Bedeutung subnationaler Gliedstaa-

ten bei auswärtigen Angelegenheiten hervor, obwohl die Aussenpolitik einen prägenden Einfluss auf 

die Innenpolitik hat (siehe dazu NUSPLIGER 2019). GLASER (2020) hebt ebenfalls hervor, dass die Mitwir-

kungsmöglichkeiten der Kantone im Bereich der Aussenpolitik (Art. 55 BV) unzureichend und zwingend 

Beteiligungsverfahren vorzusehen sind. OESCH (2020) sieht ebenfalls eine Kompetenzkonzentration 

beim Bund in Bezug auf völkerrechtliche Verträge und eine dadurch hervorgehende Beschränkung der 

Autonomie der Kantone. Gleichzeitig würden ein formelles Mitentscheidungs- oder Vetorecht der Kan-

tone allerdings eine Gefährdung der internationalen Handlungsfähigkeit des Bundes darstellen und 

dessen Letztverantwortung in auswärtigen Angelegenheiten in Frage stellen (OESCH 2020). Dennoch 

hält BREITENMOSER (2020) dafür, dass die Kantone beim Willensbildungsprozess beim Abschluss neuer 

europa- und völkerrechtlicher Abkommen besser einbezogen werden sollten (vgl. dazu auch BES-

LER/MAZIDI 2018). Zudem solle dabei eine Güterabwägung unter Berücksichtigung des Föderalismus 

vorgenommen werden (BREITENMOSER 2020). Auch KELLER/WEBER (2020) halten die Durchführung eines 

Vernehmlassungsverfahren bei der Kündigung von Staatsverträgen mit Einbezug der Kantone in gewis-

sen Fällen für sachgerecht und verweisen zusätzlich auf die Möglichkeiten des Referendums durch die 

Kantone und der Standesinitiative. WYTTENBACH (2017) und BESLER/MAZIDI (2018) gehen spezifisch auf 

das Spannungsfeld zwischen der aussenpolitischen Zuständigkeit des Bundes und der innerstaatlichen 

Kompetenzordnung bei menschenrechtlichen Verpflichtungen der Schweiz ein. 

EPINEY/KERN (2020) sind der Ansicht, dass das «(Über-)Gewicht des Bundes in auswärtigen Angelegen-

heiten» etwa durch die Zurückhaltungspflicht zugunsten der Kantone oder durch die Anerkennung der 

Beziehungen der Kantone mit dem Ausland kompensiert werde. Die Kantone würden ihre Befugnisse 

im Bereich der Aussenpolitik über eine Vielzahl von Kanälen wahrnehmen; besonders bemerkenswert 

sei die verstärkte Bündelung der Kräfte der Kantone (z.B. über die Konferenz der Kantonsregierungen 

[KdK]). Die kantonalen Handlungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten seien eher grosszügig ausgestaltet 

und erlaubten eine lebhafte «kleine Aussenpolitik» sowie eine «relativ tragfähige Verankerung der 

Bundesaussenpolitik im föderalistischen Staatsgefüge» (EPINEY/KERN 2020). 

FASSBENDER/GÜBELI (2018) stellen bei ihrer Untersuchung eine Abnahme der völkerrechtlichen Verträge 

bei Binnenkantonen fest. TSCHIRREN (2018) fordert schliesslich einen stärkeren Einbezug der Städte bei 

der Aussenpolitik. 

III. Würdigung 

Insgesamt wird der Föderalismus in der wissenschaftlichen Literatur der Jahre 2017 bis und mit 2020 

positiv bewertet und als stark erachtet. Gleichzeitig steht das föderale Staatssystem in der Schweiz 

gemäss vielen Autorinnen und Autoren infolge mehrerer Faktoren unter Druck, wobei insbesondere 

die weiterhin steigende Zentralisierung eine wichtige Rolle spiele. Die Kantone würden zunehmend 

eingeschränkt – sei dies durch die Internationalisierung oder auch durch die Kompetenzattraktion beim 

Bund. Das Spannungsfeld zwischen den Vorgaben des übergeordneten Rechts und der Autonomie der 

Kantone verstärke sich zunehmend. Die Autorinnen und Autoren würdigen auch weitere Entwicklun-

gen kritisch: Beispielsweise stellten der Exekutivföderalismus und die damit verbundenen Aktivitäten 

der Konferenz der Kantonsregierungen zwar eine Stärkung der Kantone dar, aber gleichzeitig würden 
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dadurch die kantonalen Parlamente geschwächt. Auch die Verflechtungen und unklaren Verantwor-

tungsteilungen oder der mangelnde Schutz von Minderheiten stellen Kritikpunkte dar. Der Föderalis-

mus gilt indessen nicht als statisch, sondern wird stetig weiterentwickelt. Dementsprechend häufig 

finden sich auch Reformvorschläge in der Literatur: Beispielsweise werden die Einführung einer vier-

ten Staatsebene, eine Neuordnung der Kantone oder etwa die Einführung der Verfassungsgerichtsbar-

keit und die gerichtliche Durchsetzung föderalistischer Grundsätze angeregt. Der Einbezug der Ge-

meinden und Städte im föderalen System wurde im Berichtszeitraum mehrmals erwähnt und dürfte 

auch in der Zukunft zu Publikationen führen. 

Die Aufgaben- und Kompetenzverteilung im Schweizerischen Bundesstaat ist ebenfalls ein dynami-

sches Gebiet und wird stetig weiterentwickelt. Insbesondere in den Bereichen der kantonalen Staats-

organisation und politischen Rechte, der öffentlichen Sicherheit und der Polizei, der Bildung, der Um-

welt sowie der Gesundheit und der sozialen Sicherheit wurden 2017 bis und mit 2020 zahlreiche Bei-

träge publiziert, die sich mit der Kompetenzzuordnung oder mit kantonalen Spielräumen befasst ha-

ben. Interessant ist, dass aktuelle Themen wie die Digitalisierung oder die Klimaerwärmung eher selten 

aus föderalistischer Perspektive betrachtet wurden. Beim Vollzug wird einerseits kritisiert, dass der 

Bund die Kantone zunehmend einschränkt, und andererseits werden in spezifischen Sachgebieten u.a. 

mangelnde Ressourcen seitens der Kantone festgestellt. Auch die konkrete Finanzierung der Staats-

aufgaben wird eher wenig thematisiert, obwohl dieser Punkt im politischen Prozess eine zentrale Rolle 

spielt. 

Der kooperative Föderalismus ist in der Schweiz wichtig und insbesondere die interkantonale Zusam-

menarbeit hat sich gemäss der Literatur in den letzten Jahren zunehmend intensiviert. Beim Mitwir-

kungsföderalismus wird teilweise Optimierungsbedarf festgestellt; so könnte beispielsweise sicherge-

stellt werden, dass die Kantone im Gesetzgebungsverfahren frühzeitig einbezogen werden. Im Bereich 

der Aussenpolitik wurde auf den geringen Einbezug der Kantone aufmerksam gemacht. Dieses Thema 

dürfte wohl auch in Zukunft einen wichtigen Platz in der Föderalismusforschung einnehmen. 

In mehreren Publikationen wird schliesslich der Laborföderalismus hervorgehoben, der zwar zu ver-

schiedenen kantonalen Lösungen führt, dafür aber Innovationen begünstigt. Diesbezüglich konnten 

zahlreiche vergleichende Studien ausgemacht werden, die unterschiedliche kantonale (oder auch kom-

munale) Lösungen miteinander verglichen haben. 
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IV. Verzeichnis Publikationen 

A. Publikationen des Jahres 2017 

ARENS ALEXANDER/ARNOLD TOBIAS/MÜLLER SEAN/VATTER ADRIAN, Föderalismus und Dezentralisierung in der 
Schweiz: Die politischen Effekte der Föderalismusreform NFA, in: EUROPÄISCHES ZENTRUM FÜR FÖDERALISMUS-
FORSCHUNG TÜBINGEN (EZFF, Hrsg.), Jahrbuch des Föderalismus 2017, Baden-Baden 2017, S. 184 ff. 

ARNOLD TOBIAS, Playing the Vertical Power Game: The Impact of Local Authorities in Cantonal Parliaments 
on the Financing of Special Schools, in: Swiss Political Science Review (SPSR) 23 (2017), S. 116 ff. 

AUDERSET JURI, Tocqueville und die Demokratie in der Schweiz. Analysen, Rezeptionsfelder und Aktualisie-
rungen, in: SKADI SIIRI KRAUSE (Hrsg.), Erfahrungsräume der Demokratie. Zum Staatsdenken von Alexis de 
Tocqueville, Stuttgart 2017, S. 39 ff. 

AUER CHRISTOPH, Ist das Interventionsverbot noch zeitgemäss?, in: Schweizerisches Zentralblatt für Staats- 
und Verwaltungsrecht (ZBl) 118 (2017), S. 181 ff. 

AUER CHRISTOPH, Kommentar zum Urteil 1C_455/2016 vom 14. Dezember 2016, in: Schweizerisches Zentral-
blatt für Staats- und Verwaltungsrecht (ZBl) 118 (2017), S. 216 ff. 

BÄTSCHMANN BETTINA, Das Behördenreferendum in den Kantonen, in: LeGes 28 (2017), S. 27 ff. 

BEHNKE NATHALIE/MÜLLER SEAN, The purpose of intergovernmental councils: A framework for analysis and 
comparison, in: Regional & Federal Studies 27 (2017), S. 507 ff. 

BELSER EVA MARIA (im Interview), Die Quadratur der Vielfalt, universitas 2/2016/17, S. 40 ff. 

BELSER EVA MARIA/WALDMANN BERNHARD/WIEDERKEHR RENÉ, Staatsorganisationsrecht, Zürich 2017. 

BIAGGINI GIOVANNI, BV Kommentar: Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 2. Aufl., Zü-
rich 2017. 

BOCHSLER DANIEL, Lo stemperamento die contorini politici die cantoni svizzeri, in: SEAN MÜLLER/ANJA GIUDICI 
(Hrsg.), Il federalismo svizzero, Locarno 2017, S. 63 ff. 

BORLAT JULIEN, La tâche assignée à la Confédération et aux cantons en matière d’adaption des forêts aux 
changements climatiques, in: Newsletter IFF 1/2017. 

BÖSCH LORENZ, Funktionale Räume statt Kantone?, Gastkommentar in: NZZ vom 19. Juli 2017, S. 11. 

BRAUN DIETMAR/RUIZ CHRISTIAN/SCHNABEL JOHANNA, Consolidation Policies in Federal States. Conflicts and So-
lutions, Abingdon 2017. 

BRÜLHART MARIUS/SCHMIDHEINY KURT, Steuerzahler suchen bei Vermögenssteuern nach Ausweichstrategien, 
in: Die Volkswirtschaft 90 (5/2017), S. 34 ff. 

BURRI THOMAS, Verfassungs- und staatsrechtliche Bedenken anlässlich des BGE zur Bündner Spracheninitia-
tive, in: sui generis 2017, S. 148 ff. 

CAPPELLETTI FABIO, La perequazione finanziaria: tra concorrenza e solidarietà, in: SEAN MÜLLER/ANJA GIUDICI 

(Hrsg.), Il federalismo svizzero, Locarno 2017, S. 93 ff. 

CH STIFTUNG FÜR EIDGENÖSSISCHE ZUSAMMENARBEIT (Hrsg.), 50 Jahre ch Stiftung (verfasst von CLAUDIA AUFDER-

MAUER), Bern 2017. 
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DARDANELLI PAOLO, Il federalismo svizzero in prospettiva comparata: miti e realtà, in: SEAN MÜLLER/ANJA GIUDICI 
(Hrsg.), Il federalismo svizzero, Locarno 2017, S. 223 ff. 

DIEBOLD NICOLAS, Kommentar zum Bundesgerichtsentscheid 2C_234/2016 vom 24. Mai 2017, in: Schweize-
risches Zentralblatt für Staats- und Verwaltungsrecht (ZBl) 118 (2017), S. 545 ff. 

DONATSCH MARCO, Die Stellung der öffentlichen Hand bei der Spitalfinanzierung nach KVG, in: Jusletter vom 
28. August 2017. 

FASSBENDER BARDO, Auswärtige Gewalt, in: HEINRICH OBERREUTER (Hrsg.), Staatslexikon, Band 1, 8. Aufl., Frei-
burg im Breisgau, S. 501 ff. 

FELD LARS P./SCHALTEGGER CHRISTOPH A. et al., Föderalismus und Wettbewerbsfähigkeit in der Schweiz, Staats-
strukturen für eine erfolgreiche Schweiz im 21. Jahrhundert, Zürich 2017. 

FELD LARS P./SCHALTEGGER CHRISTOPH A., Kantone als Labore, Gastkommentar in: NZZ vom 1. September 2017. 

GIUDICI ANJA/MÜLLER SEAN, Come funziona il federalism elvetico?, in: SEAN MÜLLER/ANJA GIUDICI (Hrsg.), Il fe-
deralismo svizzero, Locarno 2017, S. 9 ff. 

GIUDICI ANJA, Una centralizzazione passata dalla porta di servizio? Il federalismo scolastico svizzero: origini, 
evoluzione e sfide contemporanee, in: SEAN MÜLLER/ANJA GIUDICI (Hrsg.), Il federalismo svizzero, Locarno 
2017, S. 193 ff. 

GLASER ANDREAS (Hrsg.), Politische Rechte für Ausländerinnen und Ausländer?, Zürich 2017. 

HENSELER DAVID, Observationen von Sozialhilfebezügern – das Beispiel der Stadt Zürich, in: Jusletter vom 11. 
Dezember 2017. 

JAGGI YVETTE, Les milliards de la solidarité confédérale, in: Domaine Public 2171 (2017). 

JOMINI ANDRÉ, Le juge administratif et la médiation, in: «Justice – Justiz – Giustizia» 3/2017. 

JUNOD GRÉGOIRE, «Les villes devraient être mieux écoutées», in: Le Temps vom 27. Oktober 2017, S. 7. 

KIESER UELI/SANER KASPAR, Vermögensanlage von Vorsorgeeinrichtungen, in: Aktuelle Juristische Praxis (AJP) 
26 (2017), S. 327 ff. 

KURATHLI PETER, Die öffentliche Statistik im Recht, Diss. Basel 2016, Zürich/St. Gallen 2017. 

KOCH PHILIPPE/ROCHAT PHILIPPE E., The Effects of Local Government Consolidation on Turnout: Evidence from 
a Quasi-Experiment in Switzerland, in: Swiss Political Science Review 23 (2017), S. 215 ff. 

KÜBLER DANIEL, Le agglomerazioni urbane – nuovi attori del federalismo svizzero?, in: SEAN MÜLLER/ANJA GIU-

DICI (Hrsg.), Il federalismo svizzero, Locarno 2017, S. 159 ff. 

LANGER LORENZ, Kantonale Interventionen bei eidgenössischen Abstimmungskämpfen, in: Schweizerisches 
Zentralblatt für Staats- und Verwaltungsrecht (ZBl) 118 (2017), S. 183 ff. 

LIENHARD CHRISTOPH, Kantonswechsel von Drittstaatenangehörigen: Probleme und Handhabung in der Praxis, 
in: Jusletter vom 20. März 2017.  

LIENHARD ANDREAS/KETTIGER DANIEL/BÜHLER JACQUES/MÉRILLAT LORANNE/WINKLER DANIELA, The Federal Surpreme 
Court of Switzerland: Judicial Balancing of Federalism without Judicial Review, in: NICHOLAS ARONEY/JOHN 

KINCAID (Hrsg.), Courts in Federal Countries: Federalists or Unitarists?, Toronto 2017.  

LIENHARD ANDREAS/MÄCHLER AUGUST/ZIELNIEWICZ AGATA, Öffentliches Finanzrecht, Bern 2017. 
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LINDEGGER RETO/MÜLLER ANDREAS, Für ein Gemeindereferendum auf Bundesebene, Gastkommentar in: NZZ 
vom 12. September 2017, S. 10. 

LINDER WOLF/MÜLLER SEAN, Schweizerische Demokratie. Institutionen – Prozesse – Perspektiven, 4. Aufl., 
Bern 2017. 

LÜTHI STEFAN, Föderalismus im Spannungsfeld von lokalen und globalen Standortnetzwerken der Wis-
sensökonomie, in: Newsletter IFF 2/2017. 

MAISSEN THOMAS, Was Katalonien vom Kanton Jura lernen kann? Geduld, Gastkolumne in: NZZ am Sonntag 
vom 5. November 2017, S. 18. 

MARTI ARNOLD, Von Barcelona nach Delémont – Demokratie und Verfassungsgerichte als Thema, in: Schwei-
zerisches Zentralblatt für Staats- und Verwaltungsrecht (ZBl) 118 (2017), S. 637. 

MARTI ARNOLD, Die Kosten im heutigen Zivilprozess, in: «Justice – Justiz – Giustizia» 3/2017. 

MINDER LILIANE DENISE, Administrative Versorgungen im Spannungsfeld zwischen Bund und Kantonen, in: 
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